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Der Heimatdienst

Staat und Jugend
Von Reichsminister des Innern Frist-. von Gayl

Es gehörte für jeden vaterländischenDeutschen in den hinter
uns liegenden Jahrenzu den bedenklichsten Erscheinungen, daß
Jugend und Staat sich nicht fanden. Der nach außen unfreie,
im Innern vom Kampf der Parteien zerrissene, schwer um seine
Geltung ringende Staat von Weimar hat, wie jeder ehrlicher-
weise zugeben muß, aus die heranwachsende Jugend keine An-

ziehungskraft ausgeübt.s Staatsbürgerliche Belehrungen und

die Überreichung der Reichsverfafsung bei der Schulentlassung
konnten die Herzen der Jugend nicht gewinnen. Bei den

Formen, die der Streit des politischen Alltags in Deutschland
zeigte, bestand für denjungen Deutschen kaum Gelegenheit, zu
erleben, was der Staat in seinem eigentlichen Sinne ist. Wo

Schule und Lehrer versuchten, die Schüler nach einer bestimm-
ten, von einer zufälligen Regierungskoalition gewünschten
Richtung zu beeinflussen, trat die entgegengesetzte Wirkung ein.
Die deutsche Jugend hat sich heute vielfach politisch anders

entschieden, als die für ihre Erziehung in den letzten Jahren
amtlich Verantwortlichen es gewünschthaben.

Dabei haben gerade die regsten und wertvollsten Teile der

deutschen Jugend mit heißer Sehnsucht den Weg zum Volk
und Staat gesucht. Diese Jugend hat sich in ihren Bünden
und Lebenssormen eine bessere politische Erziehung geschaffen,
·als sie ihr der Staat zu bieten hatte; sie hat sich auf ihren

Fahrten Heimat und Volkstum erwandert und hat vor allem
im Grenzland und bei lden Auslanddeutschen das Volk als eine

.

über die Staatsgrenzen hinausreichende Lebens- und Schick-
«salsge"meinschafterlebt.· Diese bündischeJugend hat ganz aus

sichheraus in ihren Arbeitslagern und im freiwilligen Arbeits-

dienft neue Wege der Volksbildung gefunden und Ordnungen
geschaffen, in denen Menschen ganz verschiedener Herkunft und —

Weltanschauung sich zum verantwortungsvollen Dienst an einem

gemeinsamen Werk einten. Wo aber diese Jugend den Staat

suchte, da sah sie ihn an die Parteien und Parteikoalitionen
ausgeliefert,da wurde sie vom Parteigetriebe abgestoßen. Der

Wille dieser Jugend, dem Ganzen zu dienen und sich einzu-
setzen für Volk und Reich, fand im Parteienstaate keinen Raum.

Heute steht, durch das Vertrauen des Herrn Reichspräsi-
denten berufen, an der Spitze des Reiches eine von den Par-
teien unabhängige Staatsführung, die sich zu dem gleichen
Volks- und Staatsgedanken bekennt, der ursprünglich in den

Herzen der Jugend lebendig ist. Uns ist das Volk die durch
die Jahrhunderte hindurchgehende, über die politischen Grenzen
hinübergreifendeLebenseinheit, an die wir einzelnen natürlich
und geistig gliedhaft gebunden sind. Der Staat aber ist uns

die politische Lebensform, die Arbeits- und Kampfgemeinschaft
des Volkes-, das Ganze, das mehr ist als die Parteien. Der
Staat ist nicht nur »die Regierung««,die ,,Bürokratie« oder

der äußere Apparat des politischen Lebens. Als Willenseins

heit istder Staat vielmehr begründet in der Staatsgesinnung,
in der Dienst- und Hingabebereitschaftseiner Bürger. Nur

dann kann der Staat lebendig bleiben, wenn er sich immer neu

aufbaut im Herzen und Willen seiner in ihn hineinwachsenden
"

Jugend. Als eine geistig-sittliche Gemeinschaft ist der Staat

im Übersinnlichenverwurzelt,·d.sh. für die überwiegende Mehr-
heit des deutschen Volkes im christlichen Glauben, in Gott.

"

Jn diesem Sinne habe ich in meinem Rundschreiben an

die Unterrichtsverwaltungen der deutschen Länder vom

28. Juli ein allgemeines Wort über die Erziehung der deut-

schen Jugend gesagt, in dem ich vor allem auch für die Schule

diesen Volks- und Staatsgedanken als zielweisend und ver-

pflichtend hingestellt habe. Was ich dort ausgeführt habe, hat,
wie ich mit Freude feststellen konnte, in weiten Kreisen Zu-
stimmung erfahren. Trotzdem möchte ich hier einiges zur

Ergänzung und Erläuterung hinzufügen. Gegenüberden Be-.
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strebungen, die Schule in irgendeiner Form parteipolitischen
Zielen dienstbar zu machen, halte ich esfür die Pflicht einer

unabhängigen Staatsführung, die Schule »als eine der Ge-

samtheit dienende Staatsveranstaltung« vor allen Einflüssen
dieser Art zu wahren. . Die Schule, die nach ihrer geschichtlichen

-

Entwicklung in Deutschland eine Angelegenheit des Staates ist,
hat selbstverständlichauch die hohe politische Bildungsaufgabe,
die Jugend zu Volk und Staat zu, erziehen. Diese Erziehung
kann nicht durch bloße Wissensvermittlung, noch durch eine·
Gesinnungszüchtung erfolgen.

«

Am allerwenigsten darf die

Schule bestimmte parteipolitische Auffassungen zu verbreiten

suchen. Die Jugend zu Volk und Staat zu erziehen, heißt viel-

mehr ,,Erziehung zum Dienst, zur Verantwortung und Opfer-
fähigkeitgegenüber dem Ganzen«.

Wenn in »derOffentlichkeit vereinzelt bemängelt worden

ist, der Schulerlaß bringe nichts Neues, so halte ich es als

konservativer Mensch nicht für meine Aufgabe, unter allen Um-

ständen neue Grundsätze aufzustellen, sondern ewig gültige
Wahrheiten, die zum Schaden des Ganzen vergessen worden

sind, wieder auszusprechen und durchzusetzen. Mit vollem

Recht hat Professor Eduard S p r a n g e r vor einigen Jahren
in seinem Beitrag über«,,Probleme der politischen
Volkserziehung« für die,Festschrift: ,,Zehn Jahre
R e i ch s h e i m a t d i e n st« festgestellt: ,«,DerDienst am Staat

als erster und einziger Weg der politischen Erziehung — das

klingt unserer Zeit so ungewohnt, daß man entweder eine»»
ganz neue Lehre oder eine völlig veraltete Lehre darin zu finden

«

behaupten wird. Beides ist nicht der Fall, sondern es ist ein-

fach eine ewige Wahrheit, die man sich nur wieder in ihrer

Selbstverständlichkeitzum Bewußtsein erheben muß«, und es

deckt sich völlig mit der von mir in dem Schulerlaß und auch
sonst häufig zumAusdruck gebrachten Grundauffassung, wenn

Professor S p r a n g e r seine Ausführungen unter den Satz
stellti ,,Erziehung zum Staat ist Erziehung zum Dienst an

einem Ganzen.«
«

»

Dieser überparteiliche Staatsgedanke und Wille zum Dienst
an der Gemeinschaft ist wiedergeboren auf den Schlachtfeldern
des Weltkrieges und im ausharrenden Leiden der Heimat; er

ist heute lebendig in der jungen Generation, die durch eine

harte Schule hindurchgegangen ist, und die in den Helden von

Langemarck . ihre Vorbilder sieht.
deutsche Jugend in diesem Sinne zu erziehen, wird nur möglich

sein, wenn nicht gerade die j u n g e Erzieher- und Lehrerschaft,
die heute von diesem Volks- und Staatsgedanken am stärksten
erfüllt ist, von ihrer Wirksamkeit ausgeschaltet wird. Ebenso
können auch die in meinem Schreiben erwähnten pädagogischen
Neuerungen auf die Dauer nur dann erhalten werden, wenn

nicht gerade die jugendnächstenLehrer von der Schularbeit

ferngehalten werden. Wie diese für Staat und Jugend wert-

vollen pädagogischen Kräfte möglichst bald wieder zu frucht-
barem Einsatz zu bringen sind, liegt mir besonders am Herzen.

«

Es ist, wie ich gegenübermanchen Mißverständnissenbe-

tonen möchte, nicht meine überzeugung, daß die Erziehung
zu Staat und Volk das einzige und höchsteErziehungsziel ist,
nochhalte ich die Schule für die ausschließlicheoder auch nur

wesentlichste Erziehungsstätte. Eine Staatsallmacht in der

Erziehung ist bei der geschichtlichen Entwicklung und geistigen
Lage des deutschen Volkes unmöglich und widerspricht durch-
aus deutschem Wesen. Schon in meinem Erlaß habe ich be-

tont: »Die Schule kann die Jugend zu Staat und Volk nur

dann recht erziehen, wenn das gesamte Leben in Staat und

Volk, von der Familie an durch alle kulturellen Gestaltungen
hindurch, die Jugend in der Entwicklung ihrer gesunden sitt-

Auch die heranwachsende .
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lichen und geistigen Kräfte anspornt und fördert.«-Wo die

Familie ihre natürliche erzieherische Kraft bewahrt hat, wird

sie stets die wertvollste Arbeit an der sittlichen Bildung selbst
leisten. sDeswegen begrüße ich den Wunsch der Elternschaft,
in enger Verbindung mit der Schule an der Gesamterziehung
tätig mitzuwirken. Die religiöse Erziehung, die überlieferung
des christlichenGlaubens, ist das unverlierbare Recht und die

Pflicht der christlichen Kirchen. Auch sonst sind dem Staat
alle erzieherischen Kräfte, die sich im Volksleben regen, will-

kommen. Die Erzieher der Jugend auf den Staat hin und die

Hineinführungin die geschichtliche und geistige Volksgemeins
schaft bleibt die vornehmste Aufgabe der Schule.

Aber auch hier muß die Arbeit der Schule ergänztwerden

durch Einrichtungen, in denen die Jugend über die doch über-
wiegend theoretische Arbeit der Schule hinaus sich gewöhnen
kann, Volk und Staat in praktischer Arbeit zu dienen. »Jn
seinem schon erwähnten Aufsatz hat Professor S p r a n g e rj auf
die hier vorhandene ,,Lücle der politischen Schulung« hinge-
wiesen, die es heute verhindert, daß»Jugend-und Staat sichin
voller Breite begegnen.

Frage des Krieges denke: daran kann niemand Zwei eln, daß
ein solcher Anfang des Lebens für den Staat mit sichtbaren

Dienstverpflichtungen ein Weg war, um die überlegeneMacht
und Ordnung des Staates dem Bewußtsein einzugraben.«
Hier Möglichkeitenfür die Jugend zu schaffen, sich im Dienst
an der Allgemeinheit vorzubereiten für ihre Lebensaufgabe
und in Zucht und Opfersinn einzugliedern in die Staats- und

Volksgemeinschaft, ist der Sinn des freiwilligen Arbeits-

dienstes, des geplanten Werkjahres und der Arbeit des vom

Herrn Reichspräsidenteneingesetzten ,,Reichskuratoriums für
Jugendertüchtigung«.Jn seinem Erlaß vom 13. September
hat der Herr Reichspräsident den Grundgedanken ausge-
sprochen, der für alle diese volks- und staatspädagogischenAuf-

Früher geschah dies durch einen
..

merklichbetonten Einschnitt; durch »den Beginn derj Wehr-.
fähigkeit und der Wehrpflicht. Und wie man auch über die ,

——

gaben maßgebendist: »Die deutsche Jugend ist die Zukunft
unseres Volkes. Die Stählung des Körpers, die Erziehung
der Jugend zur Zucht, Ordnungsliebe und Kameradschaft und

zur Opferbereitschaft für die Gemeinschaft sind Aufgaben,
deren sich anzunehmen der Staat eine Pflicht hat.«"

·

v

Diesen jugendpolitischen Maßnahmen liegt nicht die Ab-

sicht zugrunde, eine ,,Staatsjugend«zu schaffen und das Eigen-
leben der Jugend durch staatliche Bevormundung zu unter-

drücken. Vielmehr soll mit den Verbänden und mit den
Jugendbünden selbst zusammengearbeitet werden, die schon
bisher in dieser Richtung gewirkt haben. Was aus der

Jugend selbst heraus so lebendig gewachsen ist, kann der

Staat nur fördern und schützen. Die Jugend selbst hat in

ihren Lebensformen und Betätigungen ihren Willen bekundet,
Volk und Staat durch ihre Arbeit zu dienen; der Staat seiner-
seits begegnet nun dieser Jugend, indem er .·ihr seine Unter-

stützungund Hilfe anbietet und all die vielfachen Bestrebungen
auchäußerlich zusammenführtin gemeinsamer Arbeit an der

Zukunft des Vaterlandes. Wenn kürzlichauf einem Arbeits-

lager in Schlesien sich Jugendliche aller parteirichtungen zu-

sammenfanden unter dem Wort ,,Alles für Desuts ch-
la n d«, das als Transparent in dem gemeinsamenWohnraum
angebracht war, so entspricht das dem Geiste, in dem auch der

Reichspräsident und die Reichsregierung ihre Arbeit an der

Jugend verstehen. ,

,,Alles für Deutschlandl« Dies Wort steht auch
über dem Leben des Mannes, dessen 85. Geburtstag wir ’vor

wenigen Tagen begingen. »Die Jdeale der Jugend sind
-Mienen, aus denen eine Jdee leuchtet und kämpft«,hat La-

garde einmal gesagt. Jn Hindenburg sehen wir heute die

Jdee des deutschen Staates verkörpert. Was die Lebenskraft
und das Wesensgesetz dieses Staates ausmacht, treuer Dienst
und Pflichterfüllung gegenüberdem Ganzen, gibt dieser schon
geschichtlich gewordenen Gestalt ihre besondere Prägung.
Mögen sich Staat und Jugend in diesem Geiste findenl

UnsweckniäßigeWehrorganisation
Von u. r; p. Dem-» Oheista. v;

Der Abschnitt V des Versailler Vertra es legt fest, welche Vor-

ibereitung zur Landesverteidigung,welche aßnahmen zum Schutz
der Sicherheit der Bevölkerung das Deutsche Reich treffen darf.
Diese Bestimmungen nehmen dem deutschen Volke das wehrpolitische
Selbstbestim-mungsrecht,nehmen ihm seine Wehrhoheit und ent-
kleiden es auf militärischem Gebiete seiner sSouveränität. Die
Wehrhoheit ist nicht nur dem Umfange «der Rüstung nach ein-

geschränkt,sondern auch ihrer Art nach. Die Versailler Diktatoren
haben dem deutschen Volke nur eine verschwindend kleine Rüstung
gelassen; verschwindend klein gemessen an der Zahl seiner Be-
wohner, an der Ausdehnung der zu schützendenGrenzen, besonders
aber verglichenmit den Kriegsvorbereitungen seiner Nachbarn. Die

VersaillerDiktatoren haben diese an Umfang so geringe Rüstung
mit Absicht auch besonders unzweckmäßiggestaltet, um Deutsch-
lands Wehrlosigkeit zu vervollständigen 1919 in Versailles wollte
man »demdeutschen Volke nicht nur die Möglichkeit nehmen an-

zugreifen, sondern man wollte es auch«in verteidigungsunfähigen
Zustand versetzen.Das hat ein Wortführer der französischenRe-
gierung bei den Verhandlungen der Genfer Rüstungskonferenz

» offen zugegeben. Zu diesem Zweck sollten dienen und dienen die

Beschränkungender Bewegungsfreiheit, die der deutschen Regierung
innerhalb des ihr in Versailles bewilligten Rüstungsumfanges auf-
erlegt wurden. -

«

Das Heer darf 100'000 Köpfe zählen. Aber es dürfen jährlich
nur etwa 10 000 Rekruten eingestellt werden. Diese Beschränkung
wurde erreicht dadurch, daß man eine Iejährige Dienstzeit für jeden
Soldaten vorschrieb (sofern der Soldat zum Offizier aufrüikte so-
gar eine 25jährige. Bei Festhaltung seines Friesdensstandes von

100 000 Mann könnte man (angenommen man brächte 20 000 Offi-

·

ziere und Unteroffiziere in Ansatz) jährlich 160000 Mann (in halb-
jähriger Dienstzeit) ausbilden. Jn zehn Jahren verfügte das Heer
dann über 1600 000 ausgebildete Soldaten; während man jetzt
höchstens100 000 hat. Die Vesrsailler Bestimmungen verbieten
dem Deutschen Reich die Organisierung des Beurlaubtenstandes
und werfen sein Heerwesen damit in das XVIII. Jahrhun-
dert

’

zurück. Das charakteristische Merkmal der Entwicklung des

Heerwesens des XIX. und xx. Jahrhunderts ist die Ausbildung des

Beurlaubtenstandes, der allein die Aufstellung der Millionenheere
ermöglicht. Die Schwäche des deutschen Heeres auf personellem
Gebiete liegt also besonders indem Zwange zur Unzweckmäßigkeit,
die der deutschen Heeresverwaltung mit der Festsetzung der 12jähs
rigen Dienstzeit und auch dem Verbote, ausgebildete Reserven zu
unterhalten, auferlegt ist. Die 12jährige Dienstzeit ist nicht nur

organisatorisch höchst unvorteilhaft, sondern auch außerordentlich
teuer. Der deutsche Berufssoldat bekommt allein an Löhnung etwa

Zomal soviel als der französischeRekrut, der seiner Dienstpflicht
genügt. Dazu kommt die Ausbildung für den Zivilberufz die

hohen Kosten für die Versorgung usw. Die Festsetzungen des Ver-

sailler Vertrages, soweit sie die Dienstzeit betreffen, sind aber

auch moralisch höchst anfechtbar. Sie zwingen die deutsche Regie-
rung, von den jungen Leuten, die Soldat werden wollen, zu ver-

langen, daß sie sich schon bei ihrem Eintritt auf zwölf Jahre ver-

pflichten. Sie müssen, ehe sie wissen, ob ihnen das Soldatenleben

zusagt, ob sie finden, was sie erwarten, einen Schein unterschreiben,
der sie bis weit in das dritte Jahrzehnt ihres Lebens bindet. Das

Reich ist nicht in der Lage, irgendwie Enttäuschten den Abschied
zu geben. Das Diktat von Versailles verbietet es. Diese unerträg-
lichen Bestimmungen bedürfen der Abänderung· Deutschland ist
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bereit, sich (auch
in personeller Be-

ziehung) jeder
Einschränkung

seiner Wehrhoheit
zu unterwerfen,
die das zukünf-
tige Abrüstungs-
abkommen auch
den anderen Staa-
ten auferlegt. Un-

terschiedliche Be-

handlung ist ab-

zulehnen.
Der Versailler

Vertrag enthält
aber auch organi-
satorische Bin-

dungen.Er schreibt
der deutschen Re-

gierung genau
vor, wie viele von

den 100 000 Mann
in den Stäben zu

sverwenden sind,
wie viele von

ihnen Jnfante-
risten, Kavalie-

risten, Artilleris

sten,Pioniereusw.
sein dürfen. Bei
der Festsetzung
dieser Zahlen ist

willkürlich verfahren.

kamen. Dabei

man 1919 in Ver-

sailles sichtlich
Den Versassern der militärischen Klau-

seln kam es nur darauf an, daß- sie auf die Zahl
ergaben sich höchst willkürliche,

100 000

unzweckmäßige
und sinnvoll nicht zu erklärende Zahlen und ein Verhältnis
der Stärken der einzelnen Waffen zu einander,

Die Malt »
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dem Zwecke des Heeres: der Lan-des-

verteidigung nicht in Einklang bringen
läßt. Aber nehmen wir an, man hätte
1919 den Stein der Weisen besessen, und
die

ordnet, indem man die Erfahrungen des

Großen Krieges im vollen Umfange be-

rücksichtigte. (Man tat das genaue Gegen-
teil.) Auch dann wäre die Organisation
heute unzweckmäßig. Das Heer ist ein

lebendiger Organismus. Seit Kriegs-
ende hat die Entwicklung nicht still-
gestanden. Man vergleiche

"

einmal die«

Heere etwa von 1920 mit den heutigen.
In allen Ländern haben sich grundlegende
Änderungen vollzogen. Deshalb sieht auch
das Völkerbundsgrundgesetz vor, daß die

(allerdings heute noch nicht vorhandenen)
Rüstungsbestimmungen des Völkerbundes

wenigstens alle zehn Jahre überprüft
werden sollen. Deutschland leidet auch
hinsichtlich des inneren Aufbaues des

Heeres an der vorgefaßten Meinung weiter

politischer Kreise des Auslandes, an den

Buchstaben des Versailler Vertrages dürfe
nicht gerüttelt werden; was in diesem Ver-

trage stehe, habe Gültigkeit für alle Ewigkeit.
Die Aufwendungen, die das Deutsche

Reich. auf dem Gebiete der materiellen

Rüstung macht, unter dem Zwange des

Versailler Vertrages machen muß, stehen
in gar keinem Verhältnisse zu- dem damit

erzielten militärischen Nutzen. Der Ver-

sailler Vertrag zwingt das Reich, nur

innere Organisation des deutschen.
Heeres in sachlich vollendeter Weise ges-.

das sich mit

«

kommission

nun

hat
unter Zuhilfes
nahme von aller-
lei Auslegungs-
kunststücken er-

zwungen, daß ge-

wissen Firmen
eine Monopols
stellung auf dem

Gebiete der Her-
stellung von

Kriegsmaterial
eingeräumt wer-

den mußte. Alle

Maschinen, mit
denen es herge-
stellt worden war,
oder hätte herge-
stellt werden kön-

nen, wurden ver-

schrottet; in den

bevorzugten Fa-
briken Anlagen
ganz kleinen Aus-

maßes aufgestellt,
gerade hinrei-
chend, das Mate-
rial zu erzeugen,
das der Versailler
Vertrag denDeuts

schen belassen hat.
Ein kostspielige-
res Verfahren war

schlechterdings nicht auszudeuten-
mehr als ein Dutzend
gestellt werden mußten.
daß jährlich nur einige wenige Granaten als

hergestellt werden dürfen.
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Deutschland behielt nicht viel
schwerer Kanonen, die in Königsberg auf-

General Nollet
verlangteund setzte durch,-

» « Iunitionsergänzung
Dadurch erhalt jedes Geschoß,das die

deutsche Regierung ankauft, Modellwert. Mit Recht hat man gesagt,
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Mark, wie heute hundert maschinell er--

zeugte Nähnadeln Pfennige kosten. Etwa
Z Milliarden Mark hat die Zerstörung
der deutschen Rüstungsindustrie verschlun-
gen. Welche Summen dem deutschen
Volksvermögen durch das sinnlose, uns

aufgezwungene Beschaffungswesen in dem

letzten Jahrzehnt verlorengegangen sind,
ist unberechenbar. Die Summen gehören
natürlich nicht in die Größenordnung der

Beträge, die in anderen Ländern für die

materielle Kriegsvorbereitung aufgewendet
werden; sie sind aber vertan; hingegeben
für einen minimalen militärischen Nutzen;
obwohl gerade ein verarmtes Volk wie
das deutsche mit seinem Gelde ganz be-

sonders hausväterlich umgehen müßte.
Ein närrisches Zwangssystem verhindert
zweckdienliche Sparsamkeit und wirk-

lich nutzbringende Verwendung der Reichs-
mittel.

Auch die Bewirtschaftung der Heeres-
ausstattung trägt unter dem Zwange
der Auslegung der militärischen Klauseln
des Versailler Vertrages den Stempel
der Unzwerkmäßigkeit. Unter dem Vor-

w-ande, alle ,,Mobilmachungsvorbereituns
gen« zu unterdrücken, untersagte man der

deutschen Verwaltung jede Vorratswirts

schaft. Man muß aus jedem Gebiet

Waffen von geringer Wirkung zu kaufen, nur leichte Geschütze,
leichte Minenwerser usw.; keine Flugzeuge, UsBoote, schwere
Geschütze,Gaskampfmitte-l, Tanksz überhaupt keine der Waffen,
ohne die nach den Erfahrungen des Großen Krieges keine

Truppe das Feld behaupten kann. Aber der Zwang der Unzwecks
mäßigkesit geht noch weiter. Die deutsche Regierung darf die

Waffen, die ihr anzuschaffen gestattet ist, weder in eigenen staat-
lichen Fabriken herstellen lassen, noch ihre Heeresausstattung in

freiem Wettbewerb vergeben. Die Jnteralliierte Militärkontrolls
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nicht etwa -einkaufen, wenn es billig ist.
Die guten soeben eingestellten Sachen müssen sofortgarnituren.

von der Hand in den Mund leben; darf
Es gibt nur Gebrauchs-

zu jedem Dienst, zu jeder Hantierung angezogen werden usw. Noch
manches derartiges Beispielkönnte man -anführen. Aus alledem

folgt, daß die deutsche Rüstung unzweckmäßig ist; daß sehr wohl
möglich ist, sie innerhalb des bisherigen Rahmens umzubauen; dazu
gehört in erster Linie, daß sie sich frei macht von den weniger sach-
lichen wie schikanösenBindungen sowohl des Versailler Vertrages
wie besonders »auchseiner Ausleger.
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Wirisrhafisfragen des Saargebieies
Von Dr. Herniann Röchliiig, Völklingen (Saargebiet)

Alle Wirtschaftsfragen im Saar ebiet werden dur s

Verhältnis der SaarbevölkerungzumgfranzösischenStaciktrTicis
Inhaber der gesamten Kohlengruben des Gebietes beeinflußt.
Diese überragendepolitische und wirtschaftliche Machtstellung
Frankreichs im Saargebiet, die noch unterbaut ist durch die Be-

setzungallerwichtigstenPosten in unserer oberen Verwaltungs-
burokratie mit Franzosen, macht unter jeder Wirtschafts-
konjunktur die Auseinandersetzung mit dem französischen
Staate»zur Notwendigkeit. Dazu kommt, daß unsere Eingliede-
rung in das französischeZollgebiet — ob wir wollen oder
nicht — uns den zollpolitischen Autarkiebestrebungen der fran-

-

zösischenRegierungziemlich wehrlos unterwirft. Wenn nun
weiterhin ainfolgeeiner geradezu unglaublichen Steuerschonung

. der französischenSaargrubenverwaltung, für die sdie Regie-
rungskommissisondes Saargebietes verantwortlich ist, die jähr-
lichen Steuerlastender Saarbevölkerung um 100 Millionen

Frankengesteigertwurden, wie es in diesem Sommer geschah,
so zeigt dies erneut die Unhaltbarkeit der gegenwärtigen

f Regierungsmethodenim Saargebiet. Der allgemeine Unwille
über derartige Zustände führt dazu, daß eine grundsätzliche
Auseinandersetzung sowohl-über die gröbsien Begünstigungen
des französischen Staates seitens der Regierungskommission -

wie auchüber den ungeheuerlichen Mißbrauch der Gewalt des

franzosischen Staates als Arbeitgeber gegenüber seinen Berg-
leuten erstrebt werden muß.

Greifen wir zunächstdie Besteuerun des ran ö en
Staates als derzeitigen Besitzer der Saargräbenhefrauåsis§ch13
des Saarstatutes des Versailler Vertrages hat diese Besteuerung
folgendermaßenfestgesetzt:

Die Grubenverwaltunghat zu dem örtlichenHaushalt
und.zu den Gemeindeabgaben Steuern unter gebührender
Berücksichtigungdes Verhältnisses des Wertes der Gruben

Ziaihkemgesamten steuerbaren Vermögen des Saarbeckens zu
en.

«

«

« «

«

Jm Jahre 1924 kanijein Abkommen wi en TderlReie-

rungskommissivondes Saargebietes undzdesanfranzösischen
Staate über die zu zahlenden Steuern der Grubenverwaltung
zustande. Das Abkommenist auchj heute noch in Geltung.
Nach dem Wortlaut des Versailler Vertrages mußte zuerst der
Wert »derGruben im Verhältnis zum gesamten steuerbaren
Vermogen des Gebietes festgesetzt werden. Der Wert der
Gruben wurde damals mit 346 Millionen Goldmark seitens
des franzosischen Staates angegeben.- vDas steuerbare Ver-
mögen, also der Besitz der Saarbevölkerung,"wurdeauf Grund

«

einer vor« dem Kriege stattge undenen Ein ä un i

1157 Millionen Goldmark festg:setzt.-Unbestsrgitkarghagkifi
heute aber weder die Saargruben noch der Besitz der Saar-

bevolkerungauch nur annähernd digenWert; sie werden durch
die Kriegsfolgen mindestens eine ntwertung auf die Hälfte
erfahren haben, und durch die Mißwirtschaftder französischen

mSaargrubenverwciltung in technischer und-s"-wir·"ts"cl·jaftlicherHin-
sicht und deren Rückwirkungen auf die Gesamtbevölkerung
werden beide erheblichweiter gefallen sein.v Aber das Ver-
haltnis selbst zwischen dem Wert der französischenSaargruben
und dem steuerbaren Vermögen der Saarbevölkerungdürfte sich
nicht wesentlich verändert haben.

Es kam den französischenBeamten der Regierungs-
« kommission nun darauf an, einen möglichstgeringen Steuer-
betragvfürfdenfranzösischenStaat herauszurechnen, ohne allzu
auffalligdie vertraglichen Verpflichtungen zu verletzen. Jedes
Mittel dazu »war·recht. Man ging dabei in einer Weise vor,

die am verstandlichstenan den augenblicklichen Steuerverhält-
nissen erläutertwird. Zunächst wurden vom Haushalt des
Saargebietes valledurchlaufenden Posten, z. B. die gesamten
Ausgaben bei Post und Eisenbahn, abgezogen und nur der

pafswsaldodieser BetriebeberücksichtigtKann man vielleicht
hierüber noch zweierlei Meinung sein, so lag bestimmt kein
Grund vor, unter»derVorgabe, daß die Grubenverwaltung ihre
aufkommendenZolle und die Umsatzsteuer auf ihre Geschäfte
zahle, auch die Einnahmen an Zöllen (180·Millionen Franken)
und an Umsatzsteuer(32 Millionen Franken) am Endbetrag
des Gebietshaushaltes einfach abzuziehen. Dadurch reduzierte
man den Haushaltldes Gebietes und dessen Steuerbedarf künst-

lich von 539 auf 327 Millionen Franken. Damit wäre eine

Steuerpflicht der Gruben gegeben gewesen in dem Verhältnis,
wie es dem Wert der Saargruben mit 346 Millionen Goldmark

gegenüber einem Besitz der Saarbevölkerung von 1157 Mil-

lionen Goldmark entspricht, d.h. die Grubenverwaltung hätte .

23 v. H. der Ausgaben des Gebietshaushaltes zu tragen gehabt.
Das war den französischenBeamten der Regierungs-

kommission auch nach der Reduktion durch den Abzug von über

212 Millionen Franken für Zölle und Umsatz teuer noch viel

zuviel. Man führte deshalb als steuerbares ermögen auch-
die ,,kapitalisierte Arbeitskraft«der Bevölkerung mit 858 Mil-

lionen Goldmark in diese Steuerrechnung ein. Daß in der

Saarkolonie solche Methoden, wie sie nur beim Sklavenhandel
üblich sind, angewandt wurden, ist bei der französischenDenk-

weise nicht gar zu überraschend. Aber daß der Völkerbunds-

rat diese Methode der Steuerberechnung trotz unserer Be-.

schwerden so glatt geschluckt hat, vergrößert den Passivsaldo
dieser Institution nicht unerheblich. Durch diese Machenschaft
gelang es nun, den Prozentsatzjden der französischeStaat zum

Gebietshaushalte zu zahlen hat, von 23 auf 15 v. H. zu senken.
Man kam dadurch von 124 Millionen Franken (23 v.H. von

559) auf rund 49 Millionen Franken (15 v.H. von 327), also
man sparte für die französischeStaatskasse zu Lasten der Saat-s

·

bewohner 75 Millionen Franken jährlich.
-

Roch ganz anders ging man bei der Bemessung des An-

teils der Gruben an dem- Steueraufkommen der Kommunen

vor. Dieses Steueraufkommen wird heute auf eine Gesamt-
summe von 500 Millionen Franken geschätzt. Auch für diese
Steuerleistung gilt der Grundsatz des § 13 des Saarstatuts,
und die Saargrubenverwaltung hätte nach unserer Rechnung
23 v.H. der Steuern = 115 Millionen Franken, nach ihrer

eigenen Rechnung immerhin 15 v. H. : 75 Millionen Franken
zu zahlen gehabt. Das duldete ider französischeSinn für das «.

Wohl der Menschheit, die Freiheit der Unterdrückten und

andere schöne Dinge auf Erden nicht, auch wenn es mit«

dem geheiligten Versailler Vertrage in Übereinstimmung
war. Aber man war großziigig. Man sah, daß vor dem

Kriege »die Gemeinden von den Saargruben nur 2-,4 Mil-

lionen Goldmark Steuern erhalten hatten, die man auf
Z,2 Millionen Goldmark = 19,2 Millionen Franken erhöhte,
weil man doch nicht ganz die seither eingetretenen ungeheuer-
lichen Mehrbelastungen der Kommuiienz insbesondere auf
sozialem Gebiete, übersehendurfte. Setzt man allerdings diese
19,2 Millionen Franken in Vergleich mit den 115 Millionen

Franken, die wir oben errechnet haben, so«zahlt der französische
Staat auch an die Kommunen rund 95- Millionen Franken-
im Jahre Steuern zu wenig.

Wir kommen damit auf die sehr saubere Rechnung, daß -

der französischeStaat augenblicklich etwa 170 Millionen

Franken im Jahre Steuern zu wenig zahlt. Auch wenn man

diese Summe als für die besseren Zeiten der Vergangenheit
zu hoch annehmen will (da damals die Ausgaben für unser

Gebiet und unsere Gemeinden bei dem besseren Geschäftsgang
von Industrie und Handel geringer waren), so wird man doch

sagen müssen,daß in den acht Jahren seit 1924 der französische
Staat ungefähreine Milliarde Franken = 160 Millionen Mark
Steuern zu wenig an das Saargebiet und die Gemeinden ge- ,

zahlt hat. Was helfen alle Schutzparagraphen im Versailler
Vertrag, wenn sie nicht ausgeführt werden? Wäre dieser § 13

des Saarstatuts wirklich durchgeführtworden, so würde der

französischeStaat nicht sehr viel Freude an dem Grubenbesitz
haben. Denn stillegen könnte er die Gruben nicht, da durch
die zunehmende Arbeitslosigkeit automatisch die Lasten des

Gebietshaushaltes wie der Gemeinden erheblich wachsen wür-
den, und damit der Anteil, den der französischeStaat von den

Ausgaben des Gebietes und von den Abgaben der Bevölkerung
an die Gemeinden gemäß § Iz« des Saarstatuts zu entrichten
hat, entsprechend wachsen würde. Tatsächlich kann der fran-
zösischeStaat sich nur durch eine hochintelligente Führung der

Gruben mit einem Minimum an Steuern durchschlagen. Aber

da die hierzu erforderlichen Persönlichkeitendem französischen
Staate nicht beliebig zur Verfügung stehen, so hat man den ein-

facheren Weg gewählt, die rechtlose Saarbevölkerung durch

309



Der Heimatdienst

Vereinbarungen zwischen den französischenBeamten der Regie-
rungskommission und den Beamten des französischenStaates
um gewaltige Steuerbeträge unter nachsichtiger Duldung des

Völkerbundsrates zu bringen.-
Ein anderes Kapitel, um das zur Zeit zwischen dem fran-

zösischenStaat und man kann sagen der gesamten Saarbevölke-
rung gerungen wird, ist die Bezahlung unserer Bergarbeiter
durch die französischeSaargrubenverwaltung. Die Gruben-

verwaltung hat im- Frühjahr dieses Jahres wegen Arbeits-

mangels 5000 Bergleute entlassen; den verbliebenen Rest der

Belegschaft hat sie rund ein Drittel der Arbeitsschichten feiern
lassen. Dadurch ist diesen Bergleuten allein in den ersten acht
Monaten dieses Jahres ein Lohnausfall von rund 100 Mil-
lionen Franken entstanden. Jm Augenblick finden Verhand-
lungen zwischen dem französischenArbeitsminister Daladier
und den Vertretern der Bergarbeiterschaft über die Rückgängigs
machung einer von der Saargrubenverwaltung aufgezwungenen
weiteren Tohnsenkung von 14 v. H. statt. Es ist anzuerkennen,

daß
Herr Daladier, der überhaupt wohl- zu den klügeren fran-

zö schen Politikern unserer Zeit gehört, zunächsteinmal dieses
Tohndiktat für den Monat Oktober aufgehoben hat und die An-

gelegenheit selber prüfen will. Es liegt zweifellos nicht im

Interesse des französischen Ansehens, wenn die französische
Grubenverwaltung, nachdem sie ihren maximalen Arbeiter-

stand um über 25 ooo Mann gekürzt und weitere 15 000 Mann
durch Feierschichten außer Arbeit gesetzt hat, also praktisch
nur rund 40 v. H. der höchstbeschäftigtenZahl der Bergarbeiter
in Vollarbeit erhält, die unverkennbaren Schwierigkeiten der

Wirtschaftslage auf die Bergleute allein abwälzen will. Wenn
von seiten der Vertreter der Grubenverwaltung unseren Berg-
leuten gegenüber immer mit den niedrigen Kohlenpreisen der

Industrie zu operieren versucht wird, so sei daran erinnert, daß
selbst die billigste Kohlensorte, die hier im Saargebiet verkauft
wird, d. i. die Kokskohle, in der Kohlensubstanz ab Grube noch
um 57 v. H. teurer ist, als die auf dem freien Markt verkauften
hochwertigen Kohlen des großen Kohlengebietes um die

holländisch-deutsch-belgischeGrenze; und für die gewaschenen

oder ausgeklaubten Sortimente sind die Preise für die Ver-

braucher nochungünstigeu Herr Daladier ist deshalb vor die

Aufgabe gestellt, nachzuprüfen, worin die Fehler der Ver-

waltung bestehen oder wieweit die Ungunst der Wirtschafts-
-

verhältnisse schuld an ungünstigen Ergebnissen ist. Die Berg-
leute und ihr Arbeitssleiß, gegen den kein Mensch etwas sagen
kann, sind gewiß nicht schuldig und auch nicht in der Lage, die
Sache in Ordnung zu bringen. Alte Sünden der Betriebs-

führung sind aber im Bergbau meist nur nach längerer Zeit in

. Ordnung zu bringen, besonders bei einer Verwaltung wie die-

jenige der französischenSaargruben, die kn all ihren Maß-
nahmen und insbesondere in den Jnvestierungeii zum Ausdruck

bringt, daß sie in absehbarer Zeit aus dem Saargebiete scheiden
muß. Man kann eben letzten Endes eine Politik auf lange
Sicht, wie sie eine gut geführteGrubenverwaltung treiben muß,
unmöglichmit einer Betriebsführung vereinigen, die auf Ab-
bau eingerichtet ist und infolgedessen nichts investieren will.

Wir sind im Saargebiet durchaus gewöhnt, die ein-

zelnen Menschen in Frankreich nach ihrer Politik zu be-
urteilen. Wie Briand bei uns» trotz vieler Rückfälle und

Konzessionen, die er dem französischen übernationalismus
machte, sein Ansehen behielt — wie der greise, kürzlich ver-

storbene Präsident des Verwaltungsrates der Saargruben,
Arthur Fontaine, trotz aller Hemmungen, die auch seinem
Wirken begegneten, immer als ein kluger menschenfreundlicher
Mann vor uns stehen wird —, so hoffen wir, daß in der Be-

handlung der Bergarbeiterfrage sichseit langen Jahren der viel-

gerühmte französische Bonsens einmal wirklich bemerkbar

machen wird. Das würde bei uns keine unauslöschlicheDank-
barkeit hervorrufen, zu der angesichts der vielen Kränkungen
und Vergewaltigungen, die wir erlitten haben, kein Grund

vorliegt — aber es würde doch die Hoffnung aufkommen lassen,
daß es auch in Frankreich Leute an maßgebender Stelle gibt,
mit denen man untragbare Dinge vernünftig besprechen und

regeln kann. Und das—wäre in heutiger Zeit ein weithin sicht-
bares Merkmal. Hoffentlich erleben wir nicht, wie so oft, auch
hier wieder eine bittere Enttäuschung

«

;

«

Entwicklungund Stand der Berliner Verwaltung
Von Magistratsrat Dr. Hans, Berlin.

"Die Weltstadt Berlin, die 1920 aus 94 selbständigen Stadt-
und Tandgemeinden gebildet worden ist, scheint allmählich die räum-
liche und verfassungsrechtliche Gestalt zu erhalten, die ihrer Ent-

stehung, Zusammensetzung und Bedeutung entspricht. Die Ent-

wicklung hat mit zunehmender Deutlichkeit gezeigt, daß für Berlin
nicht etwa lediglich Vorhandenes übernommen werden kann, sondern
neue Wege gegangen werden müssen. Der«Ge etzgeber von 1920
hat den Fehler gemacht, die seit 1853 geltende agistratsverfassung
(Zweikammers7stem) der östlichen Städteordnung auf eine Riesen-
stadt wohl für Haupt und iGlieder zu übernehmen. Berlin hat als

einzige deutsche Stadt eine Gesamtverwaltung, die Stadtgemeindes
verwaltung heißt, und darunter und daneben 20 Bezirksverwals
tungen. Die Stadtgemeindeverwaltung besitzt eine 225 Mitglieder
starke Stadtverordnetenversammlung und einen 18 Mitglieder (12 be-

soldete und 6 unbesoldete) zählenden Magistrat. Jeder der 20 Ver-

waltungsbezirke hat für sich eine aus 15 bis 45 Bezirksverordneten
bestehende Bezirksversammlung und ein aus 5 bis 7 besoldeten und
6 bis 8 unbesoldeten Stadträten gebildetes Bezirksamt. Die Zahl
der gesamten Bezirksverordneten beträgt gegenwärtig 780. An be-

soldeten Bezirksamtsmitgliedern sind zur Zeit 102 und an un-

besoldeten 115 vorhanden. Dem Magistrat steht der Oberbürger-
meister vor und den Bezirksänitern der Bezirksbürgermeister. Wie

für die Stadtgemeindeverwaltung die Stadtverordnetenversaminlung
der Vertretungskörper und das Beschlußorgan ist, stellen die Bezirks-
versammlungen die Vertretung der Verwaltungsbezirke und deren

Beschlußorgane dar. Zweites Beschlußorgan ist in der Stadt-

gemeindeverwaltung der Magistr-at, und in den Verwaltungs-
bezirken, wenn auch in wenigen Fällen, das Bezirksamt. Letzteres
ist das Verwaltungsorgan des Bezirks. Bis 1951 galt dies auch
für den Magistrat. Durch die Novelle vom Zo. März 1931 ist in

dieser Beziehung eine einschneidende Änderung eingetreten. Heute
ist der Oberbürgermeisterwie der Bürgermeister in der Rheinischen
Verfassung der Führer der gesamten Verwaltung und damit das
Verwaltungsorgan. Alle Erklärungen und Verpflichtungen der
Stadt Berlin gehen seitdem nicht mehr unter »dem- Namen des

Magistrats, sondern unter dem des Oberbürgermeister-s Wichtig
sind in der Novelle von 1931 die Vorschriften über die Zuständig-
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keitsregelung zwischen der Stadtgenieindeverwaltung und den-Ver-

waltungsbezirken. Bis dahin fehlte eine solche gesetzlich bestimmte
und befriedigende Regelung. Es war dies vielleicht der großte
Mangel der Berliner Verwaltung. Jm Frühjahr dieses Jahres ist
von den städtischenKörperschasten selbst das Erforderliche in einer

Ortssatzung beschlossen worden.

Das preußischeMinisterium des Jnnern hatte bei seinen Neue-

rungen im Jahre 1931 zuerst die Absicht, auch die Verfassung der

Verwaltungsbezirke neu zu gestalten. Die gesetzgebenden Körper-
schaften sind jedoch den Vorschlägen des Ministeriums nicht gefolgt,
und so ist es im wesentlichen bei einer Reform der Stadtgeineindes
verwaltung geblieben. Die Verhältnisse haben sich inzwischenweiter-

entwickelt und stehen gegenwärtig so, daß in Bälde auch eine Neu-

gestaltung der Bezirksverwaltun kommen muß und wird. Ihre
Ein- und Durchführung ist sdur - die Tatsache begünstigt, daß im

kommenden Frühjahr die Wahlzeiten von 65 besoldeten Bezirksamtss
mitgliedern ablaufen und im gleichen Jahr, bestimmt im Herbst,
Gemeindewahlen stattfinden. Die tatsächlichen Verhältnisse ·und
die Rechtslage sind jedoch derart, daß die Stadt selbst die notwendigen.
und durchgreifenden Reformen nicht erlassen kann, sondern »des
Tandesgesetzgebers bedarf. Angesichts dieser Lage und bei der Dring-

«

lichkeit der Angelegenheit ist das Eingreifen des mit der Wahrung
«

der Geschäfte des preußischenMinisters des Jnnern beauftragten
Reichskommissars durch zwei Erlasse vom 19. September nicht ver-

wunderlich. Jn den Erlassen ist die Stadt aufgefordert, zum Zwecke
der Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung sowohl eine

räumliche wie eine verfassungsrechtliche Neugestaltung der Ver-

waltungsbezirke vorzunehmen bzw. vorzuschlagen. Auf Grund er-

giebiger Vorarbeiten ist es möglich gewesen, »daß der Magistrat
bereits eine Woche darauf eine zusammenfassende und abgeschlossene
Neugestaltung der Verwaltungsbezirke beschlossen und der Stadt-

verordnetenversammlung vorgelegt hat.-
Jn räumlicher Beziehung sollen nach dem Beschluß die 20 Be-

zirke auf 9 Bezirke herabgesetzt werden. Es geschieht dies im all-

gemeinen durch Zusammenlegung von zwei oder drei bestehenden
Bezirken. Tediglich in zwei-Fällen hat eine Aufteilung eines Be-

zirks stattgefunden. Die neuen Bezirke haben eine Größe von 5500
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bis 15 700 Hektar Gesamtfläche und von 165 000 bis 900 ooo Ein-

wohnern. .Heute liegen die Größenunterschiede bei 877 bis
12 374 Hektar und zwischen So ooo und 560 000 Einwohnern. Die
neuen Bezirke sind somit teilweise Riesenbezirke, die unseren größten
deutschen Städten gleichkommen. Der bevölkerungsreichsteBezirk
wird von der sogenannten City gebildet, die völlig ausgebaut ist
und eher an Bevölkerung ab- als zunimmt. Die übrigen Bezirke
haben überwiegend neben ausgebauten Teilen viel Siedlungsland.

Der Bezirksneueinteilung geht eine neue Bezirksverfassung vor-

aus. Jhre Hauptmerkmale sind:
Die Zusammenfassung des Vertretungs- und Beschlußkörpers

mit dem Verwaltungsorgan in einem Organ, also Vereinigung der

Bezirksversammlung mit dem Bezirksamt. Das neue Organ führt
die Bezeichnung Bezirksamt. Die Mitglieder heißen nicht mehr
Bezirksverordnete, sondern Bezirk-stäte; für jeden Bezirk sind 24 bis
30 vorgesehen. Der Vorsitzende des Bezirksamts ist der Bezirks-
bürgermeister. Er ist wie der Bürgermeister in der Rheinischen
Verfassung der Gemeindevorstand des Bezirks. Die Zuständigkeit
in«der Verwaltungsarbeit ist zwischen ihm und dem Bezirksamt ge-
teilt. Der Bezirksbürgermeisterführt die laufenden Verwaltungs-
geschäfteallein. Es stehen ihm zur Hilfeleistung Und Vertretung
in. bestimmten Geschäftszweigen besoldete Bezirksstadträte zur Seite.
Ein Bezirksstadtrat ist sein ständiger Vertreter. Die Stellung der

Bezirksstadträtegleicht der der Beigeordneten der Rheinischen Bürger-
meisterverfassung. Unbesoldete Bezirksstadträte find nicht vorgesehen.

Die Einkörperschaftsverfassung in Verbindung mit der Rhei-
nischen Bürgermeisterverassung ist deswegen für die Bezirke ge-

·

wählt worden, weil die auptarbeit der Bezirke in dem eigentlichen
Verwalten liegt. Die

Beschlußgafsung
das ist die Willensbildung

der Stadt Berlin, ist ausschlie lich bei den Organen der Stadt- —

gemeindeverwaltung
Der Entwurf des Magistrats glaubt in der Verbindung von

Bayerischer Einkörperschaftsverfassungmit der Rheinischen Bürger-
meisterverfasfung die für die Bezirke angemessene Form gefunden
zu haben, die noch eine wirksame Beteiligung der Bevölkerung»er-
möglicht. Die gesamte Neugestaltung brjngt ohne Zweifel eine
Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung. Diese beabsichk
tigten Folgen werden zwar in vollem Umfange nicht im erstenoder

zweiten Jahr eintreten; aber mit der
Zeit

wird es sichzeigen, daß
sowohl eine geringere Zahl von Bezir en als auch die Zusammen-
fassung der Bezirksaufgaben in wenigen Organen die Verwirklichung
des gestecktenZieles bringt. -

«

Wenn die vorgesehene Neugestaltung, deren Durchführung große
Schwierigkeiten vor allem in personeller Beziehung enthält,Gesetz
geworden ist, dürfte die Verwaltungsreform von« Berlin im wesent-
lichen ihren Abschluß gefunden haben.

F«
-- Die-deutsche Koloniatbeweaima und ihre Ziele

Von Gouverneur z. D. Dr. Heinrich Schnee, Präsident der Deutschen Kolonialgesellschaft
Deutschland hat in früheren Jahrhunderten beiseite-

gestanden,als die seefahrenden Nationen Europas, erst die
«

Spanier und portugiesen, dann die Holländer, Engländer
und Franzosen, «inallen Erdteilen Kolonien gründeten. Die
Ursache war nicht fehlender Wagemutz denn in weitestem
Umfange sind gerade Deutsche ausgewandert und haben an

sder Erschließungund Entwicklung der von fremden Nationen

erworbenenKolonialgebiete teilgenommen. Es war vielmehr
die unselige deutsche Zersplitterung, die dahin führte, daß das

deutscheVolk sich in dynastischen und konfessionellen Streitig-
keiten erschögte

und nicht die nationale Geschlossenheit fand,
auf deren rundlage »allein erfolgreiche staatliche Außens
kolonisation möglich ist. So erklärt es sich auch, daß es vor
der Schaffung des Deutschen Reiches durch Bismarck, trotz der

Anregungeneinzelner, ihrer Zeit vorauseilender Geister, zu
keiner großen Kolonialbewegung in Deutschland kam. Erst
nach der Reichsgründung,mit

- nialbesitz erwarb.
große Länder in Ufrika und der Südsee als deutschen Kolo-

Die größte dieser .Kolonien, Deutsch-
Ostafrika, hatte Dr. Karl peters durch rasches, tatkräftiges
Vorgehen für Deutschland gewonnen. Ein gewaltigesKolos
nialreich war dem deutschen Volk gesichert, das auch in der

Einschränkung, die es in internationalen Verhandlungen
unter Bismarcks den Kolonien abgeneigtem Nachfolger
Caprivi erfuhr, immer noch die sechsfache Fläche des gegen-

wärtigen Deutschen Reiches umfaßte.
Es begann die Zeit deutscher kolonialer Tätigkeit auf

Ligenen kolonialen Grund und Boden. Zunächst war erforder-
lich die Herstellung von Frieden und Ordnung in Jenen noch
gänzlich unentwickelten Ländern, welche unter deutsche Schutz-
herrschaft gekommen waren. Fast allenthalben standen die Ein-

geborenen im Kampf gegeneinander. Kriegerische Stämme
suchten das Land mit Mord« Raub und Verwüstung heim.

.

s Sklavenraub und Sklaven-
dem Aufsteigen deutscher
Macht und deutscher Wirt-

schaft, wurden weitere Kreise
von dem Gedanken erfaßt,
daß für Deutschlands Zu-
kunft die Erwerbung von

Kolonien notwendig sei.
Jm Jahre 1882

wurde in Frankfurt
am Main unter dem

Vorsitz des Fürsten
Hermann zu Hohen-

lohescangenburg
der ,,Deutsche Kolos
nialverein« zur För-
derung, kolonialer

Bestrebungen ge-v
gründet, der einige
Jahre später mit

niittelbarer kolonialer Erwerbungen er-

richteten ,,Gesellschaft für deutsche-K-oloni-
sation« zur ,,Deutschen Kolonialgesell-
schaft« verschmolzen wurde. Jn diesen Tagen, am

14. Oktober, begeht die ,,Deutsche Kolonialgesellschaft«ihre
sosJahrsFeier durch eine Festfitzung im Reichstag. Gleich-
zeitig findet vom is. bis 17. Oktober die Koloniale Tagung
der«in der Kolonialen Reichsarbeitsgemeinfchaft zusammen-
geschlossenenVerbände statt.

-

Eine starke koloniale. Bewegung wurde durch die Männer

entfacht, die sich so für den kolonialen Gedanken einsetztem
Es war wesentlich mit unter dem Einfluß dieser Bewegung,
daß Bismarck die Wendung zur Kolonialpolitik vollzog und

Deutsche Kultur auf afrikanischer Stoppe. Ev. Kirche in Lüderitzbucht

der von Dr. Karl Peters zum Zwecke un-

handel übten ihre verheerende
Wirkung gerade in den größ-
ten und wertvollsten tro-

pischen Schutzgebieten aus.

Es waren große Anstren-
gungen erforderlich, um jene
Übel zu beseitigen. Die

Deutsche Kolonialgesellschaft
hat zu ihrem Teil, besonders
durch Gründung des

-

Unti-

sklavereikomitees und damit
im Zusammenhang stehende
Aufklärungss und sonstige
Bemühungen, wesentlich da-

zu beigetragen, daß diese
Bekämpfung wirksam durch-
geführt werden konnte. Es

ging dabei nicht ohne
größere Kämpfe ab, die die

,.,tapferen Schutztruppen und Polizeitruppen — in Deutsch-Süd-
westafrika Weiße, in den übrigen Kolonien Farbige unter

deutscher Führung —- erfolgreich bestanden.
Mit der allgemeinen .Befriedun«g,mit der Einrichtung

einer geordneten Verwaltung und Rechtspflege, mit dem Bau
von Eisenbahnen und anderen Verkehrswegen wurde die

Grundlage für die wirtschaftliche und kulturelle Entwicklung
der Kolonien geschaffen. Die Deutsche Kolonialgesellschaft hat
zu dieser Entwicklung nach Kräften beigetragen. Auf wirt-

schaftlichem Gebiete wirkte neben ihr mit gutem Erfolge das
aus ihr entstandene Kolonialwirtschaftliche Komitee, welches
durch Anregungen und direkte Einwirkungen die Aufnahme
der Baumwollkultur und anderer fürdie deutsche Jndustrie
wichtiger Kulturen in den Kolonien förderte. Wenn den

ZU
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draußen tätigen Kolonialpionieren immer wieder aus der

Heimat Anregung und Förderung zuteil wurde, so hatte
die Deutsche Kolonialgesellschaft daran hervorragenden
Anteil. Neben ihr wirkten mit gutem Erfolge andere

Vereine, die sich später, meist zur Pflege besonderer Auf-
gaben auf kolonialem Gebiet, gebildet hatten, insbesondere
der Frauenbund der Deutschen Kolonialgesellschaft und der

deutschen Kolonien wurden unter fremde Mandatverwaltung
gestellt.

«

Während der Kriegszeit hatte sich«die Deutsche Kolonial-

gesellschaft darauf beschränkenmüssen, nach Möglichkeit eine

Fürsorge für die vertriebenen Und geschädigten Kolonial-

deutschen eintreten zu lassen. Nach Kriegsende nahm sie süh-.
renden Anteil am Kampfe gegen den beabsichtigten Raub der

Frauenverein vom Roten Kreuz für die Kolonien.
. Deutscher Fleiß und .. . . ..

.

deutsche Tüchtigkeit hatten in

der kurzen Spanne Zeit von

.30 Jahren, die zwischen dem

Erwerb der Kolonien und

dem Ausbruch des Welt-

krieges verflossen waren,

«großeStrecken früherer Wild-

nis in blühende Pflanzungen
und Farmen verwandelt.

Schön gebaute saubere Städte
waren in verschiedenen Kolo-
nien entstanden. Die deutsche
Kolonialverwaltung hatte die

Grundlage für friedliche
wirtschaftliche Entwicklung
geschaffen und -

insbesondere
den Eingeborenen die Sicher-
heit für Leben und Eigen-
tum gegeben, die sie früher
nie gekannt hatten, und Schutz gegen Willkür und Be-

drückung. So konnte die wirtschaftliche Entfaltung der

Kolonien vor sich gehen, wie sie im letzten Jahrzehnt vor dem

Kriege in einer Verfünffachung der Zahlen des Außenhandels
der Kolonien in die Erscheinung trat. Daneben stand die kul-

turelle Arbeit für die Pflege und Hebung der Eingeborenen, (

ein Ruhmesblatt deutscher Kolonialgeschichte. Auch hieran
hat die Deutsche Kolonialgesellschaft mitgewirkt. Besonders
große Leistungen wurden vollbracht auf dem Gebiete der

Seuchenbekämpfung und Gesundheitspflege, auf dem der große
Robert Koch in

perxönlichem
Wirken in deutschen Kolonien die

Grundlage gelegt atte, und mit ihm und nach ihm hervor-
ragende deutsche Ärzte und Bakteriologen zum Heil der bis da-

hin schutzlos den Seuchen und Krankheiten preisgegebenen Ein-

geborenenbevölkerungen wirkten: Bedeutende Mittel wurden

von der Deutschen Kolonialverwaltung für diese Zwecke verauss

gabt, die modernsten Methoden—und Heilmittel wurden mit Er-

folg angewandt, um der volksvernichtenden Seuchen, wie

Pocken, Schlafkrankheit usw« Herr zu werden. Besonders groß
waren auch die deutschen Leistungen auf dem Gebiete der Er-

ziehung und des Unterrichtswesens der Eingeborenen. Darin

haben neben den ausgezeichneten Regierungsschulen, Hand-
werkerschulen, landwirtschaftlichen Versuchsstationen auch die

Missionen beider Konfessionen Hervorragendes geleistet in

ihren zahlreichen Schulen und sonstigen Einrichtungen zur Er-

ziehung und Pflege der Eingeborenen.
Daß die Eingeborenen diese unsere Tätigkeit anerkannt

haben, dafür liefert den besten Beweis ihre treue Haltung wäh-
rend des Weltkrieges (von seltenen Ausnahmen abgesehen) in den
Kolonien. In besonders hohem -

Schutztruppenkompagnie im ehem. Demschsostafrkta

deutschen Kolonien, der jedoch trotz aller deutschen Proteste
,

.

» durch das Versailler Diktat in

die Tat umgesetzt wurde. Seit-
dem steht die Deutsche Kolo-

nialgesellschaft Seite an Seite
mit den in der Kolo-
nialen Reichsarbeitsgemeins
schaft zusammengeschlossenen
Verbänden in stärkstem Rin-

gen um die Wiedergewinnung
der deutschen Kolonien. Der «

deutsche Anspruch gründet sich
einmal darauf, daß dieser
Raub als solcher rechts-
widrig. ist; denn er steht im

Widerspruch zu der verein-
«

barten Friedensgrundlage
der. ,,14 Punkte Wilsons«,
nach dessen Punkt 5 ,,eine

«

— freie, weitherzige und un-

bedingt unparteiische Schlich-
tung aller kolonialen Ansprüche« erfolgen sollte. Der

Anspruch gründet sich weiter darauf, daß· die von den Alli-
ierten als Grund für die Wegnahme der Kolonien auf-
geführte Behauptung von Deutschlands Versagen in der kolo-
nialen Zivilisation, von seiner Unfähigkeit und Unwürdigkeit,
als Lüge erwiesen ist. Der Makel, der durch solche Behaup-
tungen auf die deutsche Ehre geworfen ist, muß beseitigt wer-

den. Aber bei der Forderung der Rückgabeder Kolonien han-·
delt es sich gleichzeitig um eine Lebensnotwendigkeit unseres
Volk-es, dessen zu schmale Bodengrundlage für die Erhaltung
und das Gedeihen seiner Bevölkerung nicht ausreicht. Wir

bedürfen eigener kolonialer Rohstoffs und Absatzgebiete ebenso
·

wie kolonialer Siedlungsgebiete. Wir müssenwieder Kolonien

haben, vor allem auch für die Zukunft unserer Jugend, die nach
Betätigung drängt, und für die in den engen heimischen Ver-

hältnissen nicht genügende Möglichkeit vorhanden ist.
Diese Aufgabe bemüht sich die Deutsche Kolonialgesell-

schaft und mit ihr die anderen Verbände der Kolonialen Reichs-
arbeitsgemeinschaft zu erfüllen dadurch, daß sie im Innern für
die Bildung einer einheitlichen kolonialen Überzeugung im

deutschen Volke wirkt, und daß sie nach außen diesem kolonialen
Gedanken Geltung zu schaffen sucht. Gleichzeitig setzt sie sich
nach«Kräften für die in den nunmehrigen Mandatgebieten
tätigen Deutschen ein, besonders auf dem Gebiete des Schul-
wesens und sonstiger kultureller Einrichtungen.

Das Hauptziel, die Wiedergewinnung der deutschen Kolo-

nien, konnte bisher nicht erreicht werden. Noch stehen sämt-
liche deutschen Kolonien unter fremder Mandatherrschaft.

. Aber Fortschritte sind nicht nur nach innen, sondern auch nach
außen gemacht worden. Die

Maße gilt das von Deutsch-
Ostafrika, wo die Treue

der Eingeborenen das Durch-
halten bis zum Abschluß des

Waffenstillstandes in der Hei-
mat ermöglichte. Auch nach
dem Kriege sind immer wieder

Zeugnisse dafür bekannt-

geworden, daß die Eingebore-
nen ihre Anhänglichkeit an

die deutsche Sache bewahrt
wünschen.

Feindliche Kriegspropaganda stellte der Welt ein Zerr-
bild deutscher Kolonialtätigkeit vor die Augen, die das Gegen-
teil der Wirklichkeit war. Unter dem fadenscheinigen Vor-

wand ,,deu«tscherkolonialer Unfähigkeit und Unwürdigkeit«
wurde Deutschland in dem Versailler Diktat der Verzicht auf
seine sämtlichen überseeischenBesitzungen aufgezwungen. Die
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Eisenbahnbrücke im

haben und unsere Rückkehr

ehem. DeutschOftafrita

koloniale Schuldlüge hat in
den meisten Ländern ihre Be-

deutung verloren. Jn stetig
wachsenden Kreisen gerade
der Länder, die mit Deutsch-
land im Kriege standen,
wächst die Erkenntnis, daß
die dauernde Ausschaltung des

großen deutschen Volkes aus

eigener Kolonisation nicht
im allgemeinen Interesse liegt. So wirdallmählich der Boden

geebnet für einen Wiedereintritt Deutschlands in die Reihe der

Kolonialmächte. Die Deutsche Kolonialgesellschaft und die

übrigen in der Kolonialen Reichsarbeitsgemeinschaft zusammen-
geschlossenen Verbände werden sden Kampf weiterführen, bis
das Ziel erreicht ist, bis Deutschland wieder eigene Kolonien

besitzt, in denen deutsche Männer und Frauen leben und

arbeiten können.
·
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Die Deutsche Lumpen-Ansstelluna (Dela), Berlin
(1. bis 23. Oktober 19s2)-

Seit Berlin sich rund um den Funkturm das weitgedehnte
Messegeländemit den vier großen Ausstellungshallen geschaffen hat,
löst dort beinahe ohne Unterbrechung eine interessante Schau die
andere ab. Eben ist die FunksAusstellung vorüber, und schon hat
die Deutsche LuftsportsAusstellung (Dela) ihre
pforten aufgetan, die während des größeren Teiles des Oktobers

gezeigt werden soll.
Die Bezeichnung ist bescheiden im Vergleich zur Sache. Gewiß

läßt die Darstellung des Luftsportes im Rahmen der Schau nichts
«.Y,-FFY, »»

«

.
s-

«-IX

Blick in das Jnnere eines Junkerwpvrtflugzeugee

IIIwünschenübrig.
Kein Name, keine Zahl, kein Ereignis, keine

aschine fehlt. Aber die Aussiellung gibt mehr. Sie schildert den

Kampf um die Eroberung der Luft in seinem ganzen bisherigen Ver-

laufe. Der Mensch begann, ihn zu führen, als er die Beherrschung
des Meeres mit der Erfindung des Dampfschiffes eben bis zu einem

gewissen Abschluß gebracht hatte.
»Aufder Dela shängt ein Gemälde, das den Aufstieg einer Mont-

golfiere in Weimar zeigt. Die Vorführung fand im Jahre 1811
statt. Goethe befindet sich unter den Zuschauern. Nahe bei diesem
Bilde ist Tilienthals erster Gleitslieger in getreuer
Rachbildung zu sehen. Er gehört zu den Jnventarien eines L uft -

b a u - M u s e u m s
, das voraussichtlich im Frühjahr 1933 in

Johannisthal bei Berlin der Offentlichs
keit zugänglichgemacht werden soll. Der

Beginn der Luftfahrt im modernen Sinne

wird-durch die Maschine derBrüder

Wright gekennzeichnet, die schon jahre-
lang zu wenig geglaubten Gerüchten von

»fliegendenMenschen«Anlaß gegeben hatte,
ehe sie aus der Einöde amerikanischer prä-
rien nach .Eux0pa.kam und im Jahre 1909
auch den staunend-en Berlinern auf dem

Tempelhofer Feld vorgesüshrtwurde. Das
Flugzeug von Grade, die Rumplers
T aube und all die anderen Pioniers
Maschinen schließen sich an.

Jm Ausstiellungsraum der modernen

Flugzeugandustrie zeigt Klemm eine
neue viersitzige Reise-Timousine. Hein-
kel stellt ein schmuckes Sportflugzeug für
zwei personen aus. M esse r s ch mid t
kommt mit einer eleganten Sport- und

Schulmaschine. Junkers, der einzige
Vertreter des Metallbaus, hat seinen
,,Junior« daneben aufgebaut. Es ist für
den Laien höchstüberraschend,festzustellen,
wievsiele kleine Flugzeugfabriken vorhanden
sind, von denen ier kaum den Namen kennt.
Wer kauft, wer fährt die ,,Espenlaub«,die

,,Bräutigam«und wie sie alle heißen? Um-

drängt ist eine nachgebildete P i cc ar d--
G on del, die mitten in der Halle »vor
einem groß-en, halb ausgeblasen-en Frei-
ballon liegt. Das ganze Entzücken der
Knaben bildet ein kleines F l u g z e u g im

Glaskasten, das auf ialle Steuer-

Windmühlenflugzeug,
dessen Flügel zusammenklappbar sind, so daß das Flugzeug

auch als Automobil verwendet werden kann

ibewegungen, die der Beschauer ausführt, richtig zu rea-

gieren vermag. Außerhalb des Kastens ist ein normaler Flug-
zeugführersitzaufgestellt, dessen Steuergriffe und szüge mit den Lenk-

organen des eingeschlossenen Flugzeuges in Verbindung stehen und

vom Besucher betätigt werden können.

Jn einer Ecke des Raumes Jtelltsich die Tustpolizei vor, die

uns Landratten meist ganz unbe annt ist. Bilder und kartogras
phische D-arstellungen zeigen, daß der Überlandflug eine neue Boden-

organisation im Gefolge gehabt hat, die mit ihrem eigenartigen

sweisitzigeo Sportflugzeug

Signalwesen das Luftmeer einmal so wegsam machen wird, wie es

der Ozean mit seinen Leuchttürmen und Feuerzeichen bereits ist.
Jn den idem eigentlichen Luftsport gewidmeten Kojen ist Elly
Beinhorns Flugzeug die große Sensation. Die Bilder

aller Flaggen der Erde prangen daran. Unzählige Hände haben in

allen Sprachen der Welt gute Wünsche darauf geschrieben. Es ist
dadurch Träger einer recht eigenartigen Handschriftensammlung ge-
worden.

Luftbilder mannigfacher Art geben einen Begriff da-

von, wie sehr die geographische Darstellung der Oberfläche unseres
Planeten durch das Flugzeug gefördert wurde und werden wird.

Eine weitere Ausstellungshalle beweist, daß das Flugzeug recht
eigentlich eine Sache der Jugend und da-
mit der Zukunft ist. Eine Fülle selbst-
gebauter Segelflugzeuge und sogar Motor-

flugzeuge legt von der Fähigkeit und

der Energie zahlreicher junger Konstruk-
teure glänzendes Zeugnis ab. Die Ent-

wickelung des Segelflugsportes vom pa-
pierdrachen bis zum modernsten Typ ist
in einer Reihe aufschlußreicherBilder dar-

gestellt. Die jungen Techniker zeigen auf
der Ausstellung aber nicht bloß die Er-

zeugnisse ihrer Arbeit, sondern auch ihre
Arbeit selbst. Es ist eine Werkstatt für
sie eingerichtet, in der sie mit Feuereifer
an ihren Modellen tätig sind. Vor allem

macht es ihnen Freude, hier mit reich-
lichem Material und raffinierten Appa-
raturen arbeiten zu dürfen, während sie zu

Haus und in ihren eigenen Arbeits-
räumsen immer auf sparsamstesn Verbrauch
und primitive Werkzeuge angewiesen sind.
Zwei »Kollektive« junger Techniker fech-
ten dort auch einen Wettbewerb mit-

«einander aus, der der Frage gilt, wer

seinen Segelflieger zuerst flugfertig her-
gestellt haben wird.

Auch ein Beschauer, der aus einer

andern Zeit stammt, als der, die sich auf
der Dela kundgibt, kann sich dem starken
Eindruck nicht entziehen, daß die Werke

und die Wünsche, die hier zum Ausdruck

kommen, eine neue Zielsetzung der Tech-
nik ankündigen.

Dr. Erich Ritter
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Waads Kampf um Gleichberechtigung
Das -Memorandum, das der deutsche Außenminister Freiherr

von Neurath am 29. August dem französischen Botschafter über-
geben hat, ist von der französischenund von der englischenRegierung
mit ausführlichen Roten beantwortet worden. Die französischeNote

sagte zwar nicht Nein, wich jedoch einer klaren Antwort aus und

betonte, Frankreich sei gar nicht kompetent für die Beantwortung
der Frage, die Deutschland gestellt habe. DieseFrage gehöre viel-

mehr vor die Abrüstungskonferenz bzw. vor den Völkerbund. Im
übrigen beschuldigte die französische Regierung Deutschland des
Strebens zur Aufrüstung. Die englische Rote lehnte. in scharfer
Form die juristische Argumentation der deutschen Rote ab, be-
tonte jedoch in ihrem zweiten Teil, daß es künftig nur ein für alle

Staaten gültiges Abrüstungsregime geben müsse) in das auch- die

Abrüstungsbestimmungen des Versailler Vertrages, soweit sie nicht
. abgeändert würden, hineinzunehmen seien. Der französischeMinister-
präsident Herriot hat sodann in einer Sonntagsrede in Gramat zur

Frage der Gleichberechtigung erneut Stellung genommen und den

deutschen Anspruch indirekt zurückgewiesen. Reichskanzler
«

von

Papen hat ihm darauf in einem längeren Interview geantwortet und

Herriots unsachliche Behauptungen und die von ihm erneut erhobene
Anklage, Deutschland wolle aufrüsten, zurückgewiesen. Auf die eng-

lische und französische Note hat die deutsche Regierung nicht ge-

antwortet, weil sie sich mit Recht von einem fortgesetzten Rotenkrieg
keine ersprießliche politische Wirkung verspricht.
Presse war sehr viel weniger ablehnend als die Note der englischen
Regierung, und auch sonst hat der deutsche Anspruch auf Gleich-
berechtigung als eine moralische Selbstverständlichkeitin der Welt

überwiegend Zustimmung gefunden, abgesehen natürlich in der
Offentlichkeit Frankreichs und seiner östlichenBundesgenossen.

Die deutsche Regierung hat aus der Tatsache, daß es in der

Zeit zwischen der- Vertagung der Abrüstungskonferenzam 2Z. Juli
und dem Wiederzusammentritt des Büros der Konserenz asm 22. Sep-
tember nicht gelungen ist, die Frage der deutschen Gleichberechtigung
zu klären, d.h. die Zustimmung der anderen Großmächte, besonders
Frankreichs, herbeizuführen, die einzig mögliche schlußfolgerung
gezogen, die sie bereits am 23. Juli angekündigt hat: Sie hat keinen
Vertreter zu der Sitzung des Büros der Abrüstungskonferenz
am 22. September entsandt und dem Vorsitzenden dev Konferenz,
Henderson, dies in aller Form mitgeteilt. Deutschland hat sich
also von der Abrüstungskonferenz zurückgezogenund wird sich an

ihr nicht mehr beteiligen, solange die Frage der deutschen Gleich-
berechtigung nicht gelöst ist. Die Wirkung dieser Tatsache hat
sich sofort gezeigt. Die Verhandlungen des Büros waren ergebniss
los, und das Büro wurde bald wieder vertagt. Inzwischen ergriff
die englische Regierung die Initiative zu einer Viererkonferenzin
London, zu der sie Frankreich, Deutschland und Italien einlud. Als

Ausgabe dieser Konserenz bezeichnete sie die Beseitigung der Um-

stände, die Deutschlands weitere Teilnahme an der Abrüstungss
konferenz verhinderten.
zugestimmt mit dem Bemerken, daß als Ausgangspunkt der Londoner

Konserenz nicht die englische und französischeAntwortnote, sondern
das Schlußprotokoll der Konserenz von Lausanne vom Juli
dieses Jahres gelten müsse«das eine Regelung der Abrüstungsfrage
im Sinne gegenseitigen Einverständnisses und »der Gerechtigkeit in

Aussicht nimmt. Die französische Regierung hat sich noch nicht
definitiv geäußert, scheint aber Schwierigkeiten machen zu wollen.

Gegenüber den französischenBehauptungen, Deutschland sei es

nicht um die A-brüstung, sondern um seine eigene Aufrüstung zu
tun, muß mit aller Deutlichkeit gesagt werden, daß Deutschland
einen klaren Rechtsanspruch auf die Abrüstungder andern Völker

nach den Maßstäben der deutschen Abrüstung hat, daß es ferner
einen unbezweifelbaren naturrechtlichen und moralischen Anspruch
auf gleiche Sicherheit wie die anderen Völker besitzt. Die deutsche

lRegierung hat auf der Abrüstungskonferenz sechs Monate lang sich
um die allgemeine Asbrüstung bemüht. Erst als klar wurde, daß
die anderen Völker, vor allem Frankreich und. seine Bundesgenossen,
nicht bereit sind, dieselben Bindungen ihrer Wehrfreiheit zu über-

nehmen, die Deutschland auferlegt sind, hat Deutschland die Gleich-
berechtigungsfrage in aller Form gestellt. Sie bedeutet ganz ein-

fach .dies: Sollen die Bestimmungen über eine allgemeine Abriistung,
die die Abrüstungskonferenz ausarbeitet, künftig auch für-Deutsch-
land gelten oder soll Deutschland weiter, wie bisher, unter einem

einseitigen Ausnahmerecht hinsichtlich seiner Rüstungen stehen? Wird

diese Frage verneint, so hat Deutschland auf der Abrüstungskonferenz
nichts mehr zu suchen. Das bedeutet dann allerdings, daß ·die Ab-

an

Die englische .

.Tradition bewahrt hat.

Die deutsche Regierung hat diesem Plan-

rüstungskonferenzgescheitert ist, denn ohne Deutschlands Beteiligung,
die sicher die Nichtbeteiligung anderer Staaten nach sich ziehen. T«
würde, ist eine Weltkonvention über Abrüstung nicht möglich. Wer
die deutscheGleichberechtigung nicht will, will die Abrüstung nicht.
Hierin liegt die große Verantwortlichkeit, vor der Frankreich steht.
Wenn die französischePropaganda heute überall in der Welt Deutsch--
land des Ausrüstungswillens zu verdächtigen sucht und es so hin-
stellen will, als ob die deutschen Ansprüche den Erfolg der Ab-

rüstungskonferenz in Zweifel setzen, so ist dies eine Umdrehung
unleugbarer Tatsachen. Richt Deutschland will aufrüsten, sondern
Frankreich will nicht abrüsten, und weil Deutschland durch seine
einseitige Abrüstung in eine Lage höchstgefährlicher nationaler Un-

sicherheit geraten ist, die nur durch eine entscheidende sAbrüstung
seiner Nachbarn beseitigt werden könnte, muß es die Gleichberechti-
gungsfrage stellen, d. h. verlangen, das ihm aufgezwungene Abs-s-

rüstungssystem an dasjenige anzupassen, das in Genf für die ganze
Welt aufgestellt werden soll. Das deutsche Volk hat die lebens-

wichtige Bedeutung der Frage der Gleichberechtigung wohl ver-

standen und steht geschlossen hinter der Regierung, die diese Frage
durchkämpfenwird und muß. ,

Das Ergebnis der Genfer Minderheiteuaussprache
» Genf hat wieder einmal eine umfangreiche Minderheitendebatte

erlebt. Auch- diesmal scheinen die Skeptiker Recht behalten zu sollen,
die sich einen wesentlichen Fortschritt von einer solchen Diskussion
nicht versprachen. Trotzdem wäre es abwegig gewesen, hätte man

die Gelegenheit vorübergehen lassen, ohne aufs neue nachdrücklich
darauf hinzuweisen, daß die Lösung des Minderheitenproblems eine

Teilfrage des Wiederaufbaues Europas bedeutet. Das Forum der

politischen Kommission war hier nach Lage der Dinge die gegebene
Plattform. Gerade an dieser Stelle mußte wieder einmal mit Deut-

lichkeit der große Zusammenhang, in den das Minderheitenproblem
gestellt ist, aufgezeigt werden. Eine Erörterung in diesem Gremium
war um so mehr am Platze, als durch das Versagen des Völker-

bundes bei der Durchführung des Minderheitenschutzes eine Ent-

täuschung und Erbitterung bei den Minderheiten Platz gegriffen
hat, die verantwortungsbewußte europäische Staatsmänner nicht

mehr übersehen können. Die Erregung, die sich der Minderheiten
bemächtigthat, vergiftet die Beziehungen zwischen den Völkern und

macht eine Annäherung der Staaten Europas immer mehr zur Un-

möglichkeit. Auf diese Situation hingewiesen zu haben, ist das

Verdienst der Reichsregierung, die damit die Stresemannsche

Im übrigen darf nicht übersehen werden, daß der Vorstoß)

Deutschlandsdoch mancherlei Erfolge gezeitigt hat. Die Opposition
gegenüber den deutschen Reformvorschlägen ist merklich schwächer
gewordenQv Dies wird besonders deutlich in der Haltung Frank-
reichs, das den ziemlich weitgehenden Vorschlägen Rorwegens auf
Besserung des Verfahrens für die Beschwerden der Minderheiten
zustimmte. Der englische Vertreter betonte in Übereinstimmung
mit den von Deutschland entwickelten Grundsätzen, daß das gegen-
wärtig geltende Verfahren so weit als möglich vervollkommnet wer-

den müsse. , In der-Tat liegt hierin die wichtigste praktische Auf-
gabe, die der Völkerbund zu erfüllen hat, umschlossen. Man hätte
nur wünschen sollen, daß die theoretischen Erörterungen auch zu
einem praktischen Ergebnis geführt. hätten. Die Beseitigung der

schwersten Mißstände setzt,wie immer wieder betont werden muß,
keineswegs schwierige juristische Konstruktionen voraus. Es handelt

sich lediglich darum, die Überwachungspflicht, die der Völkerbund

auf Grund der Minderheitenschutzverträgebzw. Deklarationen zu-
gewiesen erhielt, in ihrer Ausübung sicherzustellen. Die Wichtig-
keit der Materie verlangt gebieterisch, die Entdeckung einer Ver-

letzung der Verträge nicht mehr dem Spiel des Zufalls zu über-

lassen. Bekanntlich kann der Völkerbundsrat bei einer Verletzung
oder einer drohenden Verletzung der Verträge nur einschreiten, wenn

ein Ratsmitglied den Fall bei dem Rat anhängig macht. Die tat-

gichlichenGrundlagen für ein solches Vorgehen aber können den

atsmitgliedern nur durch einen geeigneten Ausbau der organi-
satorischen, dem Völkerbundsrat zur Verfügung stehenden Ins-
formationsquellen vermittelt werden. Rur die Bildung eines Sach-
verständigenstabes könnte hier den hohen zu stellenden Anforde-
rungen genügen. Darüber hinaus wäre es auch erforderlich, daß
über den Rahmen der in Madrid beschlossenen Verbesserun en hin-
aus eine größere Publizität in allen Angelegenheiten, die inders

heitenbeschwerden betreffen, platz greift. .

Wenn sich auch die Erkenntnis der Notwendigkeit einer Reform,
wie schon angedeutet, langsam Bahn zu brechen scheint, so hält
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vorhanden sind.

Ver Qeiaiatdienst
—

diese Entwicklung keineswegs mit der Verschärfung der politischen
Spannungen Schritt, die heute in Europa durch das immer noch
ungelöste und vielfach völlig falsch bewertete Minderheitenproblem

Viel kostbare Zeit ist hier schon verloren worden.

Immer und immer wieder haben die Minderheiten den Ver-

sprechungen vertraut, daß nunmehr eine umfassende Neuregelung
kommen werde, und jedesmal sind sie enttäuscht worden. Die

psychische Situation, in der sich 40 Millionen europäischer Staats-

bürger befinden, muß daher immer unerträglicher werden. Sie

belastet nicht nur die Beziehungen zwischen den Staaten, sondern
auch die Beziehungen zwischen Staat und Minderheit, auf deren

günstigeGestaltung der Vertreter Frankreichs so großen Wert legte.
Man kann daher im europäischen Interesse nur wünschen,daß

die Reformarbeiten nunmehr mit allem Nachdruck aufgenommen
werden. Dann würden die Ergebnisse der soeben abgeschlossenen
Minderheitendebatte in Genf den Skeptikern Unrecht geben, die da

glauben, daß weiterhin alles beim alten bleiben werde.

Dr. J.

Arbeitsbeschasfuug
durchInslaiidsetzuag des Hausbesitzes
Für den Arbeitsmarkt spielt die Bauwirtschaft eine überaus

bedeutende Rolle. Es liegt daher nahe, bei der Arbeitsbeschasfung in

erster Linie die Bauwirtschaft zu berücksichtigen. Nun find, wie all-

gemein bekannt, mit dem Zusammenbruch des Kapitalmarktes und

der immer stärkeren Beanspruchung der öffentlichen Finanzen die

Mittel für eine Finanzierung der Neubautätigkeit fast gänzlich ver-

siegt. Die Folge ist eine erschreckendeArbeitslosigkeit unter den Bau-

arbeitern, von denen in den günstigstenMonaten dieses Jahres noch
nicht ein Viertel Arbeit gefunden hat. Um so wichtiger ist es-

daher, bei dem scharfen Rückgang der Neubautätigkeit dem Bau-
·

gewerbe wenigstens durch Instandsetzungs- und Umbauarbeiten am

vorhandenen Hausbesitz gewisse Anregungen zu geben. ,Die Er-

haltung des Hausbesitzes durch rechtzeitige Reparatur sichert ein
wertvolles Aktivum unseres Volksvermögens. Die Teilung leer-
stehender Großwohnungen—- deren Zahl recht hoch zu schätzenist —

verhindert den Verlust volkswirtschaftlichen Kapitals und führt idem

Wohnungsmarkt neue, vermietbare Wohnungen zu. In Würdigung
dieser Gesichtspunkte hat die Reichsregierung sich entschlossen, dem

Hausbesitz, dessen eigene finanzielle Kräfte infolge des Einkommens-
rückganges weitester Bevölkerungskreise hierzu nicht ausreichen, bei
der Inangriffnahmevon Reparaturs und Teilungsarbeiten Hilfe zu
leisten. chon die Notverordnung vom m. Iuni 1932 hatte hierfür
5 Millionen RM. bereitgestellt. Dieser Betrag sollte dazu dienen,
in Form von Zinszuschüssenden Kapitaldienst solcher Kredite zu
erleichtern, die der Hausbesitz für Reparaturi oder Teilungszwecke
aufnehmen würde. Die Notverordnung vom 4. September 1932 ist
auf dieser Bahn erheblich weiter gegangen. Zunächst einmal hat sie
dem Hausbesitz Steuergutscheine in Höhe von 40 v.H. der Grund-

vermögenssteuerzur Verfügung gestellt. Die Reichsregierunghat die

berechtigte Erwartung ausgesprochen, daß der Gegenwert dieser
Steuergutscheine im eigensten Interesse des Hausbesitzes zur Instand-
haltung und Verbesserung der Häuser verwendet wird. Außerdem hat
die Reichsregierung einen Fonds von 50 Millionen RM. bereitgestellt,
der an die Stelle der für die Zinszuschüssevorgesehenen 5 Mill. RM.
tritt.

«

Daraus wird allen Hausbesitzern, die im Laufe des bevorstehen-
den Winters Reparaturarbeiten im Mindestbetrage von 250 RM. je
Grundstück ausführen lassen, ein Fünftel der entstandenen Kosten
ersetzt. Bei Teilung von Großivohnungen oder bei Umbau gewerb-
licher Räume zu Wohnungen werden sogar 50 v.H. der Kosten als

Zuschuß gewährt, jedoch mit der Maßgabe, daß für die einzelnen
Teilwohnungen höchstens 600 RM. gezahlt werden dürfen.
Die Anträge auf Bewilligung der Zuschüsse sind an die von den
Ländern bestimmten Stellen — in preußesn beispielsweise die Ge-
meinden —-

zu richten. Die Reparatur-en, vor allem die Wohnungs-
teilungen, werden ferner durch weitgehende Steuerermäßigungen
erleichtert.
erforderlichen Kapitals will die Reichsregierung —- soweit es

irgend in ihren Kräften steht —- Hilfsstellung leisten. Sie hat
sich daher bereit erklärt, durch Bürgschaften die Finanzierung der

Arbeiten im Wechselwege zu ermöglichen und wird auch ihre Mit-

wirkung bei der Verwendung der Steuergutscheine im Interesse der

Arbeitsbeschaffung nicht versagen.
Alle diese Maßnahmen werden zweifellos den Hausbesitzern

einen erheblichen Anreiz bieten, gerade jetzt Arbeiten an den Grund-

stücken-vornehmenzu lassen. Es ist zu hoffen, daß damit zusätzliche
Aufträge mobilisiert werden, deren Wert sich auf mehrere hundert
Millionen Reichsmark belaufen kann. So soll dem schwer ringenden
Baugewerbe über die bevorstehenden Wintermonate hinweggeholfen
werden. Die Maßnahmen bedeuten zugleich eine wertvolle Fürsorge
für den Mittelstand, wie er gerade im Bauhandwerk und Hausbesitz
verkörpertist. Dr. I. F.

Auch bei der Beschaffung des neben den Zuschüssen-

Eia Zeichen wirtschaftlicherEntspannnagi
Nichts war im vorigen Iahre kennzeichnender für die Ver-

schärfung»derwirtschaftlichen Lage in Deutschland als die Hoch -

flut der Konkurse und Vergleichsverfahren. Unter

dem ehernen Druck wachsender Absatzhemmungen, sinkender Preise
und ungeheurer Kreditschwierigkeiten brachen nicht nur kranke oder

schlecht geleitete Unternehmen zusammen, auch an sich gesunde und

leistungsfähigeFirmen wurden in den vernichtenden Strudel hinein-
gezogen. Um so beachtenswerter erscheint daher die Abnahme
der Konkurse und Vergleichsperfahren, wiesie seit
dem Höchststandevom Herbst 1931 zu beobachten ist. Und was

diesen Rückgang besonders auffällig macht, das ist »das beschleunigte
Tempo, in dem er sich, namentlich seit Beginn dieses Jahres, voll-

zogen hat. Im Oktober 1931 wurden arbeitstäglich 53 Kon-

kurs e eröffnet, im August 1932 nur noch 18 bis 19. Damit, ist-
sogar der Stand von 1928, einem Jahre verhältnismäßig günstiger
Konjunktur, unterschritten. Was ferner die V e r gleich s v e r -

fahren betrifft: im Oktober 1931 wurden arbeitstäglich 37 er-

öffnet, im August 1932 nur noch Ia.

Und die Bedeutung dieses Rückganges ? Hat sich
die allgemeine Geschäftslage bereits entscheidendgebeLertP

Man tut

gewiß gut die Abnahme der Konkurse und Verglei sverfahren als

ünstigesAnzeichennahender Konjunkturwende nicht zu überschätzen.
Bierhat zweifellos eine Reihe besonders gelagerter Umständemitge-
wirkt. Zahlreiche Konkurse werden mangels Masse abgelehnt, daher
nicht statistisch erfaßt. Und abgesehen davon: die kritische Lage vieler

Rückgander KonkukseU.Vekqleichsvekfohien-

1005 konkurse Vesqleichsvekfohkens

»Wer-natur A . Wams-copyin- Iusi tut-.-
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Unternehmen hat sich bisher kaum gebessert; die Zahl der Firmen
jedenfalls ist nicht gering, die tatsächlichnoch — namentlich in An-

betracht der Entwertung aller Sachwerte, z.B. der Gebäude, Ma-

schinen, Täger und der starken Umsatzschrumpfung — an Über-

schuldung leiden, ihren Zinsendienst kaum oder nur stockendaufrecht-
erhalten können, und bei denen praktisch alle Gläubigerforderungen
mehr oder weniger eingefroren sind. Der Gläubiger aber hält in

vielen Fällen nur »still«, weil die Vermögenswerte des Schuldners
zum Teil gar nicht, zum Teil nicht ohne schwerste Verluste auch für
ihn realisierbar sind. Es ist also, wenn man es so ausdrücken darf,
im Verhältnis des Gläubigers zum Schuldner oft eine gewisse Er-

starrung eingetreten. Dem Gläubiger bleibt-praktisch zuweilen kaum

etwas anderes übrig, als abzuwarten und ,,stillzuhalten«
— in- der

Hoffnung, daß bei einer Besserung der Wirtschaftslage die bei dem

Schuldner eingefrorenen Kredite doch noch einmal ,,auftauen«könnten-

Aber wie dem auch sein mag
—- die Tatsache einer so be-

schleunigten und erheblichen Abnahme der Konkurse und

Vergleichsverfahren jedenfalls deutet auf eine gewisse Entspannung
im Wirtschaftsleben hin und wirkt, im Zusammenhang mit anderen

Anzeichen seiner Krisenwende, beruhigend auf die Geschäftswelt. Man
denke daran, welche panik die Häufung der Zusammenbrüche 1931
in allen Wirtschaftszweigen hervorgerufen hatte, weil die Folgen
ja in keinem Fall auf das betroffene Unternehmen selbst beschränkt
blieben; infolge der mannigfaltigen Kreditverflechtungen wirkte

jede Zahlungseinstellung in die Breite und zog zahlreiche andere

Firmen mehr oder weniger empfindlich in Mitleidenschiast. Die be-

trächtliche Abnahme der Konkurse und Verglesichsverfahren wird daher
viel dazu beitragen, das wirtschaftlich-e Vertrauen zu festigen. In
diesem Sinne kann sie als ein erfreuliches Anzeichen einer sich
allmählich anbahnenden wirtschaftlichen Konsolidierung und inneren

Gesundung angesehen werden. S ch r.
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BundespröstdentMitlas — 60 Jahre
Am IZ. Oktober wird

Bundespräsident Miklas
60 Jahre alt. Während
seiner nun fast vierjäh-
rigen Amtstätigkeit hat
er das große Vertrauen,
das ihm in allen Schich-
ten der österreichischen
Bevölkerung entgegenge-
bracht wurde, nicht nur

gerechtfertigt, sondern
womöglich noch vermehrt
Und auch über die Gren-

zen seiner Heimat hinweg
sich uneingeschränktes
Ansehen erworben. Mi-

klas gehört sicherlich
nicht zu den politischen
Modeerscheinungen, auch
nicht zu den Politikern,
die ihren Aufstieg ir-

gendeiner zufälligenKons
junktur verdanken. Jn
einer langjährigen poli-
tischen Laufbahn hat er

sich durch zähe und treue

Arbeit in allen Partei-
lagern das hohe Maß

Traume-M G.m.b.E

Bundeapräsivent Mittag

von Achtung verdient, die die Voraussetzung für das verantwortungss
volle hohe Amt ist, das er bekleidet.

Als junger Gymnasialprofessor ist er schon im Jahre 1907
Mitglied des Reichsrats geworden, dem er bis zuletzt angehört
hat. Hatte er schon vor dem Krieg in der-christlich-sozialen Partei
wie im Parlament allgemein anerkannte Arbeit geleistet, so hat er

nach dem Zusammenbruch zunächst als Mitglied der Nationalver-

sammlung und dann als Abgeordneter im Nationalrat in ganz hervor-
ragender Weise san dem staatlichen Aufbau des neuen Österreichs teil-
«genommen. Als Politiker hat er wegen sein-er natürlichen Klugheit

und seiner Gründlichkeit,seiner Unparteilichkeit und seiner Über-
zeugungstreue eine so unumstrittene Stellung eingenommen, daß er

1923 zum Präsidenten des Nationalrats gewählt wurde. Es wird

sicherlich auch Miklas, der niemals nach Lob strebte, mit innerer Ge-

nugtuung erfüllt haben, als selbst seine schärfsten Parteigegner seiner
vorbildlichen Führung der Präsidialgeschäfte die vorbehaltloseste An-

erkennung gezollt haben. Aber sicherlich liegt das Geheimnis seines
politischen Erfolges zum größten Teil in seinen ausgezeichneten
menschlichen Eigenschaften, die sich selbst im unsanften Getriebe der

Politik niemals verleugneten. So war es keine Überraschung,daß,
als ein Nachfolger des hochverdienten Altpräsidenten Dr. Hainifch ge-
sucht wurde, die Wahl am 5. Dezember 1928 auf Miklas fiel und er

auch nach der Verfassungsreform vom 9. Oktober 1931 auf«vier
weitere Jahre gewählt wurde. Und heute, nach vierjähriger Tätig-
keit, wird wohl kaum jemand der Behauptung widersprechen, daß
Miklas als Staatsoberhaupt »das gehalten hat, was er sich als

Politiker zur Lebensaufgabe gemacht hat: nämlich seinem Vaterland
und seinem Volk vor allem anderen zu dienen.

. Hindenburgim Buch
«

Paul von Hindenburg als Mensch, Staatsmann und Feldherr. Von

Erich Marrks und Ernst von EisenhartsRothe.
Herausgegeben im Namen der HindenburgsSpende von- Oskar

Karstedt. Mit zahlreichen Bildern. Verlagsanstalt Otto Stollberg
G.m.b.H., Berlin sW11. 222 S.

Hindenburg der Deutsche. Von Walter Bloem, mit 57 Zeich-
nungen von Arthur Kampf. Verlag Reimar Hobbing, Berlin

SW 61. 580 S.
«

Hindenburg, seine drei Leben. Von T. R. Vbsarra. Kurt Wolff
Verlag A.-G., Berlin. 181 S.

«

Diese drei Bücher, die zum 85. Geburtstag des Feldmarschalls
und Reichspräsidenten erschienen sind, sind grundverschieden in ihrer
Art, obwohl sie das gleiche Thema behandeln. Jedes der drei

Bücher versucht die Persönlichkeit Hindenburgs historisch zu
schildern und gleichzeitig psychologisch zu ergründen. Auf breitester
Basis geschieht es von Walter Bloem, auf schmalerer von ybarra
und auf schmalster von Erich Marcks —- aber nur dem Umfang nach!
Denn der Aufsatz von Marrks ist äußerlich der schmächtigste,nach
Gewicht und. Format aber der bedeutendste und überlegenste der drei.

Erich M ar ck s macht den ersten Versuch, sdie Persönlichkeit des

Feldmarschalls als Staatsmann zu schildern und zu umreißen,
nachdem der General EisenhartsRothe den Feldherrn geschildert hat.
Marcks behandelt damit die Epoche im Wirken Hindenburgs, die uns

am nächstensteht, seine Reichspräsidentenschaftseit 1925. Er ist als

BismarcksBiograph dazu besonders berufen. So kommt es, daß er

unwillkürlich an den verschiedenstenStellen auch die Parallele
zwischen Hindenburg und Bismarck und die noch näher liegende
zwischen Wilhelm I. und Hindensburg zieht. Jn seiner knappen, ge-
schlif enen Art reiht sich Satz an Satz. Jeder von Gehalt. Unter
der and weitet sich schließlich dieses Porträt des Staatsmannes

Hindenburg zu einem konzentrierten Abriß der politischen Geschichte
Deutschlands im letzten Jahrzehnt. Die einzigartige, richtunggebende
Stellung Hindenburgs in der deutschen Jnnenpolitik wird mit

leuchtender Klarheit herausgearbeitet. Was Marcks über Hinden-
burgs Wahl im Jahre 1925 schreibt, ist das Leitmotiv: »Hindenburgs
Wahl galt der Persönlichkeit, sdie schlug durch; er stand außerhalb
und oberhalb des Parteiwesens.« Das ist das Gesetz, nach dem er

angetreten und noch heute wirkt. Besonders wohltuend berührt die

strenge Objektivität von Marcks, die trotzdem auf Urteile nicht ver-

zichtet und sich z. B. in seiner Wertung Eberts und Stresemanns
dokumentiert. Jm ganzen ein gelungener funkelnder Essay über den

Staatsmann sHindenburg, entsprechend der besonderen Begabung und
Fähigkeit von Erich Marcks unter den deutschen Historikern.

Ganz anders ist Blo ems Buch angelegt. Es ist mehr Volks-

buch. Wie ein deutsches Epos in Prosa nach Art des Ribelungew
Iiedes, des Gudrun edichtes oder der »Bilder aus deutscher Ver-

gangenheit« von Gu tav Freytag ist das Werk breit und wuchtig
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angelegt. Arthur Kampfs Zeichnungen unterstützen diese Absicht.
Den größten Raum nimmt der Feldherr Hindenburg und damit
die Tragödie des Weltkrieges ein. Hier hat Bloem ein großes
Gemälde des historischen Hergangs entworfen und auch die richtigen
Töne gefunden. Eine Art Heldengedicht ist ihm hier gelungen,
das keineswegs einseitig den Feldmarschall und seine Mitarbeiter

verhimmelt, sondern auch Schatten anbringt, da wo es am Platze ist.
Das gilt z. B. für seine Stellungnahme zu der Osterbotschaft des

Kaisers von 1917, der Stellung der Obersten Heeresleitung B
der

Friedensresolution vom 19. Juli 1917 und dem Frieden von rest-
Litowsk. Leider hält Bloem in der zweiten kleineren Hälfte des

Buches über die Zeit des Friedens nicht diese Höhe inne. Vielleicht
steht er noch zu sehr unter dem seelischen Eindruck dieser Ereignisse,
als daß er den entsprechenden sachlichen Abstand findet.

Demgegenüber ist die Darstellung des Amerikaners ybarra
eine ausgesprochene Biographie. Hindenburgs Leben wird in »drei
Leben« zerlegt: in sein Leben als Offizier im Frieden, als Führer
im Weltkrieg und als Reichspräsident des neuen Staates. Originell
und treffend ist diese zerlegung in ,,-drei Leben«, weil sie sagt, daß
jeder dieser drei Lebensabschnitte ausgereicht hätte für ein normales

«

Leben eines, der nicht umsonst gelebt hat. Das Buch ist klar,.schlicht
und doch mit Herzenswärme geschrieben, ohne den Phrasenprunk
moderner Reportage. Als biographische Schilderung des Lebens-

laufes und -inhalts kann es nur empfohlen werden. Es zeigt vor

allem welche monumentale Größe die Gestalt Hindenburgs auch in
den ugen des Auslandes angenommen hat. Auch einige Un-

genauigkeiten, die den Ausländer verraten, stören den guten Ein-

druck, der aus diesem Buche spricht, nicht.

Jn jedem dieser drei Bücher wird die Frage nach dem Ge-
heimnis der Persönlichkeit Hindenburgs gestellt. Bloem spricht
sogar von dem »Hindenburg-Rätsel«. Aber vielleicht problematisiert
Bloem in echtem deutschen Erkenntnisdrang die Gestalt Hinden-
burgs über Gebühr. Diese Problematisierung läßt überhaupt in
Bloems Darstellung etwas unbefriedigt. Selbst im Höhepunkt seines
Buches, der Schilderung der Szene zwischen Hindenburg und Hitler
vom 13. August, vermißt man einen Anhaltspunkt, mit welchem von

beiden Helden das Herz des Dichters schlägt. Viel näher kommt dem

Wesen von Hindenburg schon ybarra, wenn er auf Grund einer
Anekdote den ,,Charakter«als den Schlüssel zur Persönlichkeit und

historischen Bedeutung Hindenburgs bezeichnet. Hindenburg hat
keine genialen Züge üblicher Art an sich, wie man es sonst an den

Helden der Geschichte gewöhnt ist. Es fehlt ihm das Sprühende,
Vulkanische, Dämonische Bismarcks. Er ist gerade und unkom-

pliziert. Es ist »etwas Wotanhaftes« an ihm, wie der Ausländer

ybarra es schsarfäugiganerkannt hat. So kommt es, daß er wie ein «

treuer Ekkehard ,seine schützendeHand« über seine Mitstreiter hält.
Er ist der feste Halt Deutschlands seit Ist-L Gerade das macht die

Einzigartigkeit seiner Persönlichkeit und seiner Stellung im deut-
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schen Volke aus. Erich Marcks hat es treffend formuliert: »Er ging
von"Anfang bis zu Ende seinen geraden Weg, ungefesselt.« Besser
läßt sichdas Eigenartige Und ,,Geniale« von Hindenburgs Persön-
lichkeit nicht wiedergeben. Er steht darin nicht ganz allein und ver-

einzelt in der Geschichte,wie es auf den ersten Blick scheint. Es ist
— auch wenn die Analogien selten sind — die gleiche Genialität,

Deutschlands militärische Gleichberechtigung. Eine völkerrechtliche
Untersuchung. Von Dr. W. G. R e g e n d a nz und Dr. A le x
W e r t h - R e g e n d a n z.- TransmaresVerlag, Berlin. 158 S.

Die Schrift untersucht die fünf Fragen, ob Deutschland einen

Anspruch auf die Abrüstung der anderen Staaten hat, ob dieser
Anspruch verletzt ist, ob Deutschland wegen Verletzung seines
Anspruchs das Recht zur Selbsthilfe, d. h. zur unabhängigen Vor-

nahme des Rüstungsausgleichs, hat, ob es vorher den Völker-

bund oder das Haager Schiedsgericht anrusen muß und schließ-
lich, ob Deutschland unabhängig von der Beantwortung dieser
Fragen etwa »an Grund des Artikels 8 der Völkerbundssatzung
gleicheBehandlung in Rüstungsfragen wie andere Völkerbundss

mitglieder verlangen kann. Die drei ersten sowie die fünfte dieser
,

Fragenwerden«bejaht, die vierte verneint. Dies geschieht unter

eranziehung eines umfangreichen Materials an völkerrechtlichen
und politischenÄußerungenund auf Grund einer vielfach neuen

Interpretation der einschlägigenTexte. «

Die Schlußfolgerungen,zu
denendie Verfassergelangen, gehen weit über diejenigen hinaus, die.
die deutscheRegierung in- der Frage der Gleichberechtigung wäh-
rend der diplomatischen Verhandlungen der letzten Wochen gezogen
hat. Die Auffassungder Verfasser, Deutschland sei, nachdem die

anderen Unterzeichnerdes Versailler Vertrags ishre Rechtsver-
pflichtungauf Abrustung bisher nicht durchgeführt haben, befugt,
sich vom Teil V des Versailler Vertrags loszulösen, mag nach
volkerrechtlicherLogik nicht unbegründet sein. Politisch wäre es

unklu-g, dieserAuffassungentsprechend zu handeln, solange die Frage
- der Gleichberechtigung Gegenstand diplomatischer Verhandlungen

bildet und solange nicht jede Aussicht geschwunden ist, daß die

Genfer Abrüstungskonferenz doch noch zu positiven Resultaten
kommt,die für uns an die Stelle der Abrüstungsbestimmungen des

-Vers.ailler·Vertrags treten. Es ist jedoch interessant, festzustellen,
wohin die välkerrechtlicheLogik führen müßte, wenn hinsichtlich
deutscherGleichberechtigungund allgemeiner Abrüstung nicht inner-

halb einer vernünftigenZeitspanne praktische Löfungen erzielt wer-

den.«Das vorliegende Buch zeigt auch, wie gemäßigt angesichts der

vorliegendenvölkerrechtlichen Tatbestände die von der deutschen
Regierung eingenommene Haltung ist.

Arthur Wagner: Tabellen für jedermann.
Verlag Gebrüder Iänecke, H-annover.

Auf 88 Seiten ein kurzgefaßterRatgeber für das tägliche Leben.
Er unterrichtet jedermann über grundlegende Fragen, die im Berufs-
und Geschäftslebenpraktisch auftauchen. In diesen Tabellen"hat die

Erläuterung der Grundrechnungsarten und der Prozentrechnung,
der Zinsrechnung, mathematischer Fundamentalsätze ebenso Raum

wie »die Skizzierung der Sozialversicherungen, des Steuerrechtes, der

Grundlagen des bürgerlichenRechts, der wichtigften Bestimmungen
- Versailler Friedensdiktats und anderes mehr. Diese Broschüre

Iststgeeignetzjedem im Erwerbsleben Stehenden wertvolle Dienste zu
ei en.

4. vermehrte Auflage.

OberregierunasratDr. Hans Volmer: Leitfaden für den Freiwilligen
Arbeitsdien«st. Verlag W. Kohlhammer, Stuttgart. 1932. 112 S.
preis Z RM.

.
Diese Schrift verdient besondere Beachtung. Sie stellt die gesetz-

-

lichenGrundlagendes freiwilligen Arbeitsdienstes dar, erläutert sie
in klarer und einprägsamer Form, behandelt anschließend die Or-

ganisationund das Verfahrenim freiwilligen Arbeitsdienft und aeht
in einem letzten Abschnitt auch aus das Siedlungswesen insbesondere
in seinem Zusammenhang mit dem freiwilligen Arbeitsdienft ein.

Im ganzen bedeutet das Büchlein in Anbetracht der übersichtlichen
AnordnungdesTextes und feiner allgemeinverständlichenDarstellung
einen praktischbrauchbarenund empfehlenswerten Wegweiser durch
das wichtige Gebiet des freiwilligen Arbeitsdienstes.

Deutsche Heste für Volks- und Kulturbodenforschung. Heraus-
gegeben von Wilh. Volz und Hans Schwalm. Verlag
Julius Belk, Berlin-Leipzig.

»

Von dein t. Jahrgang der Deutschen Hefte für Volks- und

Kulturbodenforschung liegen bis jetzt fünf Nummern vor. Schon
beim Erscheinen des l. Heftes durfte auf Grund der guten
Tradition —- die Zeitschrift will die Arbeit der 1915 eingestellten

die Georges Washington zum »Vater des Vaterlandes" in den Ver-

einigten Staaten und Abraham Tincoln zu dem zweiten großen
Helden im Herzen des amerikanischen Volkes gemacht, die auch dem

»Kartätschenprinzen«Wilhelm 1. doch das Herz des deutschen Volkes

gewonnen hat. Diese Geradlinigkeit, die nur dem echten Charakter

geschenktwird, das ist der Genius von Hindenburg. Zie gler.

.——————. Btick iu»vie Bücher
«DeutschenErde« fortführen —- und der guten Namen im Mit-

arbeiterverzeichnis Gutes erhofft werden. Die wissenschaftlichen
Waffen für den seit der unglückseligenGrenzziehung doppelt not-

wendigen Kampf um den deutschen Volksboden sollen hier ge-

schliffen werden. Die deutsche Wissenschaft soll für die große
Bedeutung der Deutschtumsforschung nach ihrer politischen,
kulturellen, sozialen und wirtschaftlichen Seite gewonnen werden.

Es ist in der Tat ein weiter Kreis, der von der Geographie,
Anthropologie und Volkskunde über die Vorgeschichte, Siedlungs-,
politische und Kulturgeschichtsforschung, Sprachwissenschaft und

Literaturgeschichte des deutschen Volkes und seiner benachbarten
germanischen, romanischen und slawischen Völker bis zu den

Staats-, Rechts-, Sozial- und Wirtschaftswissenschaften und

Statistik .iihrt. Dazu kommt noch die Verschiedenheit der- Probleme
in Oft, est, Nord und Süd. Verbindung und Zusammenfassung
des Vielgestaltigen mit dem Blick auf das Ganze wird erstrebt.
Man kann wohl sagen, daß dieses Ziel durch die Gründlichkeit
und Vielfeitigkeit des Dargebotenen bis jetzt erreicht wird. Dazu
kommt wertvolles Kartenmaterial und eine nach Iahrgängen
erscheinende, mit 1928 beginnende, überfichtlicheBibliographie.

-

. Dr. v.

candmächte und Seemächte. Von I o s e ph M ä r z. Zentral-Verl-ag
G. m. b. H» Berlin, 1928. Bd. X der Weltpol. Bücherei mit

"10 Kartenskizzen, 62 Seiten. Halbleinen geb. 2,10 RM.

Das Ziel dieser Schrift ist, »ein Bild des Wesens »undder Ent-
wicklung der Tand-i und Seemächste zu geben«. Der Verfasser packt
das Problem aber tiefer an, als es sonst geschieht: für ihn ist eine

Seemacht keine Zahlengröße in Registertonnen, eine Landmacht nicht
eine Summe von Regimentern, sondern zu diesen Zahlen müssen,
um das Bild der Lands oder Seemacht zu vervollständigen,die geo-

graphische Lage und schließlichdie gesamte Veranlagung des Volkes
mit betrachtet werden. Unter· diesem Gesichtspunkt werden nun die

See- und Tandmächte der Geschichte angesehen, und der Verfasser
kommt mit feinen neuen Voraussetzungen auch zu neuen eigen-
artigen Resultaten. Er konstatiert die Differenzierung in der Raum-

auffassung und gibt dafür das Beispiel, daß ein Franzose sich nur

Paris als Zentrum feines Reichsplans vorstellen könnte, während
es einem Engländer nicht die geringsten Schwierigkeiten machen
würde, sein Reich in Gedanken z. B. um Singapore aufzubauen
und die dann erforderlichen politischen Maßnahmen bereit zu haben.
Deutschland wiederum wollte beides sein: Lands und Seemacht, und

beides konnte es nicht ganz erfüllen. Als Seemacht. fehlte ihm
neben anderem der freie Zugang zum Meer, zur Tandmacht fehlte,
als Fluch der Kleinstaaterei, das unbedingte Staatsgefühl. Auch
aus diesem Band der Weltpolitischen Bücherei erwächst wieder
Erkenntnis der Vergangenheit, Deutung der Gegenwart und Blick

in die Zukunft. Hi.

le ldllllcsslflkllllchll
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stellen in der zweiten Hälfte des Monats Oktober in ihr «

Lichtbildarchiv eine neue Lichtbildserie ein:
«

s llp II: II plc Nkllkklklslldlti pcll MMIAH
so DIAPOStTIvE MIT TEXT

«

Die serie stellt in knapper übersiehtlicher Form dar, welche

Anzeichen im Auslande sowohl wie in Deutschland auf «’

eine nahende Konjunkturwende hindeuten. AnschlieBend
werden die wirtschaftspolitischen MaBnahrnen des Reiches

zur Belebung der produktiven Wirtschaft, vermehrung
' der Arbeitsgelegenheit und zum schutn der Landwirtschaft .

an Hand einprägsarnen Bildrnaterials erläutert. ·

Die serie kann von jeder Dandesabteilung der Reiches (

- sentrale fiirHeiniatdienst zu den üblichen Leihbedingungen .

. bezogen werden.
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NeueSiedlungssormen
Von Bertha Gräfin Sierstorpff «

Daß nur durch sachgemäßes Siedeln dem deutschen Volk in

Einergroßen Not geholfen werden kann, ist jetzt zur allgemeinen
berzeugung geworden. Sachgemäßes Siedeln bedeutet boden-

ständig machen, Arbeit und Werte schaffen, außerdem einen festen,
möglichst undurchdringlichen Wall an den Grenzen aufrichten. Es

handelt sich hier in erste-r Linie um den gesährdeten Osten unseres
Vaterlandes, wo altes Kolonialgebiet von Jahrhunderte zurücklie-
gender Siedlungstätigkeit zeugt, wo auf weitesten Strecken frucht-
barsten Landes die Bevölkerung verhältnismäßig dünn gesät ist.

Siedlungobäuser im Samland

Es ist in den letzten Jahren viel gesiedelt worden, zum Teil

allerdings mit Mißerfolg, weil wegen der hohen Kosten die Ren-
tabilität ausblieb. . Jetzt hat man andere Methoden angewendet und

will durch a l l m äh l ich e n Aufbau Und Ausbau und durch Selbst-
hilfe sicherere Grundlagen mit möglichstgeringer Belastung schaffen.
Es sind mir drei Typen besonders aufgefallen, die mir erfolgreich
er cheinen.s

Bei Gleiwitz in Obers chles ien: Stadtrand- bzw. Neben-

erwerbssiedlungen auf 800 bis 1200 qm Gelände mit Wohnhäusern,
zu deren Erbauung ein staatlicher Zuschuß von je 2000 RM. ge-

geben wird, die in Holz, Fachwerk oder Backstein aufgeführt werden,
und zwar durch die Siedler selbst. Gruppen von etwa 20 Siedlern tun

sich zusammen und stellen gemeinsam ihre Häuser her. Die stets unter

ihnen vertretenen Fachleute sorgen für die technisch richtige Ausfüh-
rung. Die gesetzlichenUnterstützungsgelderwerden vorerst weiter ge-
zahlt, ein Nebenerwerb wird aber auch später immer anzustreben sein,
da die wenigen Quadratmeter wohl für eine Zusatznahrung, abernicht
als genügende Einnahmequelle ausreichen. Die Häuser, in einrheits
licher Bauweise errichtet, bestehen aus je zwei Räumen im Erd-

Siedlerhauo in Treupel (Westpreußen)

Baches-eingangsEitkbkkkäxksmäwzksäxKskijåiiåäiisäiaäsiisund tie erer Bedeutun von Gold ra n 6,50 - M.
IImIaussInIuIIItIItsIsIIIsIImmmail-Im

ZespzEkegwkk«
23 S. Wes-»HmissekVepkqu.o.,

Ein Mann sont die Wahr- jekengköTZOMRVITYZFVglleDURC-
eit. Ein tut es Rü els iel - · -

.

«

Der Bauer. Ein Spielgon JohanrzcesZinser-Uenwllcbundveklacs Vetlms der Mahnung von Bruno
Roden. 15 S. Preis: M nhre bezeugen Nun-at 22 S. Preis:
1 RM., s Rollen je 75 Pf. Danziqs entsthtnnu Von 1 RM., 7 Pollen je 75 Pf.
1932. Bühnenvolksbunds FranZSteffem311 S. ni. 1982· Bubnenbolköbund-
vertag, Berlin. l 8 ildern und einer beklag, Berlin-

ZIS

qostpreußischenLandgesellfchaft

der Freund nnd Lehrer der .

singendVon P. Pius 88 Zeichnungen und Kar- Gemeinschaft«), W.

so.
erf QP MS

Verlag, Vechta i. O. 3240M.

Sowjetrußsland vom Auto
. «

aus. Tagebuchblätter und williqen·8ltbeitsdienst.Von in Seinen
Berichte von Ludwig und Oberregiernn Bunds-ZankElfriede Kummer. Heraus- l Volmer.

geschsoß,einer geräumigen Küche und einem Zimmer. Jn den Dach-
stock können zwei Mansarden eingebaut werden, für die je 130 bis
150 RM. zur Verfügung gestellt werden. Ein kleiner Vorbau mit
einem Stall für Ziege, Schwein und Hühner und ein Heuboden er-

schienen mir sehr praktisch. Es fehlt allerdings Kanalisation, Wasser-
leitung (Dorfbrunnenl), elektrisches Licht und Unterkellerung bis

auf einen kleinen Raum zur Unterbringung von Kartoffeln und-
Brennmaterialien.

Jn ähnlicher Weise wurde die Aufstiegsiedlung Gurs en in
der Grenzmark im vorigen Jahre von der dortigen »Heimstätte« er-

richtet. 40 Berliner Familien, die vor vier sbis fünf Jahren vom

Land in die Großstadt ge ogen waren in der Hoffnung auf bessere
Verhältnisse sind nach schwerenEnttäuschungen hierher rückgesies
delt worden, und es gelang ihnen, in gemeinsamer Arbeit, vom I. No-
vember bis 1. Januar, ihr Heim mit Stall und Scheune bewohnbar
auszubauen. Ein Gelände von 48 bis 60 Morgen Größe wurde
ihnen zugewiesen, die Ernte des letzten Jahres stellte ihnen die Zen-
trale zur Verfügung, und so Konnte ich braunge«brannten,fröhlichen

Mfgschen
bei ihrer immerhin schweren, aber ersprießlichenArbeit,

zu auen.

Die schönstenSiedlungen sah ich im Samländ. Von der

erhalten die Familien 20 bis
60 Morgen fruchtbares Gelände in der herrlichsten Landschaft. Die

Häuser sind aus Backstein, im winkel dazu der Stall für Pferde
(hier ackert jeder kleinste Siedler noch mit Pferden), Kühe, Schweine
und Hühner. Eine geräumige Scheune und ein kleinerer Schuppen
für Geräte bilden dazu ein Quadrat. Diese Siedlung kostet aller-

dings auch heute bei äußerster Sparsamkeit ohne Jnventar etwa

Siedlerroggen in Pausen (Samland)

20 000 RM., doch scheint mir die Rentabilität gesichert, wenn die

Familien — die Frau ist hier ein Hauptfaktor — sich mit allen

Kräften für das Gelingen einsetzen. Für das Anlegen von Klein-

siedlerstellen kommt in erster Linie solcher Großgrundbesitz in Be-

tracht, der nicht mehr lebensfähig ist. Außerdem sieht sich mancher
an sich gesunde Großgrundbesitz in der heutigen Zeit in die Zwangs-
lage versetzt, Land abzugeben. Schließlich warten noch weite Land-

flächen auf Urbarmachung.
Der Großgrundbesitz,wenn er in den richtigen-Händen ist, hat-

noch eine große Aufgabe zu erfüllen, denn die Deckung unseres Be-

darfs an Brotgetreide und anderen Feldfrüchten hängt vom Anbau —

im großen ab. Derartige Güter geben auch vielen Menschen eine

gesunde Existenz. Z. B. haben im allgemeinen die sogenannten Inst-
leute (Gutsarbeiter) ein Haus zur Verfügung, außerdem als Deputat
I bis 134 Morgen Land, eine Kuh, Kartoffeln und einen monot-

Iichen Barlohn von etwa 18 RM.
Bei genauer Kenntnis der westlichen und östlichenVerhältnisse

erscheint es wohl möglich, noch eine größere Anzahl aus dem über-

völkerten Westen in den wenig bevölkerten Osten übersiedeln zu
lassen. Der Siedler, der den Mut hat, mit primitiven Mitteln seine
Stelle allmählich auszubauen und auszugestalten, wird am erfolg-
reichsten sein. Und Gott sei Dank fehlt es an solchen Pionieren in

Deutschland nicht.
I—

Sankt meet ver Groß-,Hex-ebenvon

FrieokigSa- s Z NR
! . M.

1932 Geft 2 der
s-Samaden. Sammlung ,,Arbeit und

Kohl-
Preis: ten. reis: Geb. 770. . , S» darunter, Stuttgart.
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» Prof· Dr. Martin Spuk-n
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sichern sie sich schon jetzt

Den cntziiiclkendlenAbreilillmlcnde
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Ein Tagebuch der Mutter tiir di Jahr 1933
Mit 48 einfarbigen und 4 rnehrfarbigenKunstblättern
Herausgegeben irn ä- Jahrgange von Jldele schreiher

- Der kleine Führer irn Gewand des künstlerischen Ab-
reiizkalenders bietet wieder entzückende Bilder aus dern

Kinderlebe·n,Autnahmen aus dem Familienlebenund
den Kindergemeinschaiten. behandelt wieder die Be-
ziehungen zwischen Mutter und Kind, Vater und Kind.
GroBmutter und Enkel. Wie in früheren Jahren.
vertritt der Kalender bei aller Mannigfaltigkeit einen
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Auch zahlung.e»elcm.mng·
Altersstufen bei piel und Unterricht, bei frohem sport

. und bei Gemeinschattsiibungen wurden in entzücken-
Ab Fabrik Hals-VI chksiskcplt Wclfll den Photos von den Freundinnen und Freunden des

seisnatdienst - Abonnentent
Inenthelsrllenttlr jeden deutschen staats-sittsa-
Die zeitsehrikt »Ich-tw. herausgegebe- von der
Reiche-entrückst Ueimatdiensh erscheint
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